
 02  2026 

 
 

 

 
Carbon-Leakage-Kompensation: weitere Sektoren veröffentlicht 

 
News zur PPWR in Bund und EU 

 
PFAS-Beschränkungsverfahren geht in die nächste Runde 

 

 



UMWELTINFORMATIONEN 
 
Nr. 2 / Juni 2026 
 

POLITIK UND RECHT ..................................................................................................... 4 

SAARLAND ...............................................................................................................................................4 

Aktualisierung vom 05. Mai 2026: LUA-Merkblatt zur grenzüberschreitenden Abfallverbringung ........4 

BUND.........................................................................................................................................................4 

Strompreiskompensation: DEHSt veröffentlicht Billigkeitsrichtlinie für 2025 .........................................4 
DEHSt veröffentlicht Liste zusätzlicher Sektoren bei der Carbon-Leakage-Kompensation ..................5 
Neue Chemikalien-Klimaschutzverordnung setzt F-Gase-Verordnung um ..........................................6 
Studie: Geplante Gaskraftwerksförderung nicht EU-konform – Absicherungspflicht als Alternative ....7 
Bundeskabinett beschließt Novelle des Umweltstrafrechts ...................................................................8 
Bundeskabinett beschließt Änderung der 13., 17. und 31. BImSchV ...................................................9 
Bundesumweltministerium veröffentlicht Fragen und Antworten zur Umsetzung der IED-Richtlinie ....9 
PPWR: Zentrale Stelle Verpackungsregister informiert zur Systembeteiligungspflicht des Handels 10 
Neue Regelungen zu Gefahrstoffen und zu Betriebssicherheit ......................................................... 11 

EUROPÄISCHE UNION ......................................................................................................................... 12 

EU-Emissionshandel 1: EU-Kommission legt Initiative zur Stärkung der Marktstabilitätsreserve vor 12 
EU-Emissionshandel 2: Ausschuss legt Position zur Stärkung der Marktstabilität fest ..................... 12 
EU beschließt Flexibilisierung der CO₂-Vorgaben für Hersteller von schweren Nutzfahrzeugen ...... 13 
EU-Kommission stellt Paket "AccelerateEU" vor ................................................................................ 13 
KMU im Fokus des Bürgerenergiepaketes der EU‑Kommission ........................................................ 14 
Flexiblere Flottenziele und Netzausbau sollen den europäischen Industriestandort stärken ............ 15 
Europäischer Wasserstoffmarkt: deutsch-finnische Absichtserklärung zur verstärkten Kooperation 16 
Investitionen in saubere Energien: Strategie zur verstärkten Mobilisierung von privatem Kapital ..... 16 
Europas Kreislaufwirtschaft wird neu geordnet .................................................................................. 17 
PPWR: EU-Kommission veröffentlicht Leitlinien zu neuen Verpackungsvorschriften........................ 19 
PPWR-Ausnahmeregelung für Palettenumhüllungen und Umreifungsbänder in Kraft getreten ........ 19 
REACH-Verordnung soll nicht geöffnet werden ................................................................................. 19 
REACH: Änderungen im Anhang XVII zu Verboten und Beschränkungen ........................................ 20 
PFAS-Beschränkungsverfahren geht in die nächste Runde .............................................................. 21 
Ethanol als Biozid ............................................................................................................................... 21 
Water Package im EU-Amtsblatt veröffentlicht: WRRL, GWRL und prioritäre Stoffe ........................ 22 
Online-Fragebogen zum Digitalen Produktpass (DPP) ...................................................................... 22 
Ökodesign: Drei neue öffentliche Konsultationen im Bereich Möbel und Stahl ................................. 23 

KURZ NOTIERT ............................................................................................................ 24 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE ............................................................................... 25 

VERANSTALTUNGSKALENDER ................................................................................ 27 



IHK-Umweltinfo Juni 2026 3 
Zum Inhaltsverzeichnis

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
die Diskussion um die Befüllung der Gasspeicher gewinnt vor dem Hintergrund anhaltender geopo-

litischer Unsicherheiten weiter an Bedeutung. Die Befüllung läuft aktuell nur schleppend, weil es aus 

dem Markt derzeit kaum Anreize gibt, Gas für den kommenden Winter einzulagern. 

 

Damit sich dieses Problem nicht jedes Jahr wieder neu stellt, hat die DIHK einen Vorschlag erarbei-

tet, der dann für den Winter 27/28 greifen könnte. Die IHK-Organisation schlägt vor, Gasvertriebe 

zur Absicherung ihrer Lieferungen zu verpflichten. Dadurch ergibt sich ein Anreiz, Gas einzuspei-

chern, um jederzeit lieferfähig zu sein. Als zweiten Baustein ist die Einführung einer schlanken 

Gasspeicherreserve vorgesehen, um unerwartete Ereignisse sicher überbrücken zu können. 

 

Versorgungssicherheit bleibt schließlich das höchste Gut für einen funktionierenden Wirtschafts-

standort. Und für den kommenden Winter? Das wird vor allem davon abhängen, wie lange die Lage 

am Golf unsicher bleibt. 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Aktualisierung vom 05. Mai 2026: LUA-Merkblatt zur grenzüberschreitenden Abfallverbringung 
 
Übergangsregelung für Anhang-VII-Dokumente 
 
Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) informiert, dass inzwischen eine Abstimmung zwischen 
Bund und Ländern stattgefunden hat. Danach soll es bis Ende 2026 nicht sanktioniert werden, wenn Unter-
nehmen bei Verbringungen mit allgemeinen Informationspflichten nach Anhang VII („grüne Liste“) weiterhin 
Papierdokumente verwenden und diese beim Transport mitführen. Unbedingt zu beachten ist, dass auch bei 
Nutzung der Papierform bereits das neue Anhang-VII-Formular der Verordnung (EU) 2024/1157 zu verwenden 
ist. 
 
Weitere Informationen hat das LUA auf seiner Homepage veröffentlicht: 
www.saarland.de/lua/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/2026_aktuelle_meldungen/2026_04_SL_DI-
WAS_Sanktionsfreiheit_Annex_VII. 
 
Ab dem 21. Mai 2026 wird die grenzüberschreitende Abfallverbringung in der EU schrittweise auf die digitale 
Abwicklung über das elektronische EU-System DIWASS umgestellt. Für Verbringungen mit allgemeinen Infor-
mationspflichten nach Anhang VII gilt nach aktueller Information eine befristete Übergangsregelung bis Ende 
2026. 
 
Die Umstellung betrifft nicht nur die klassischen Notifizierungsverfahren, sondern auch Verbringungen mit all-
gemeinen Informationspflichten. Dazu zählen insbesondere Transporte nach Anhang VII („grüne Liste“), die 
bislang vergleichsweise unbürokratisch abgewickelt werden konnten. 
 
Betroffen sind alle Beteiligten entlang der Entsorgungskette, darunter Exporteure, Abfallerzeuger, Makler, 
Händler, Entsorger und Beförderer. Handlungsbedarf besteht insbesondere für Unternehmen aus Abfallerzeu-
gung, Entsorgung, Abfallmanagement, Bau und Abbruch sowie Spedition und Logistik, die bislang nicht noti-
fizierungspflichtig waren. 
 
Unternehmen sollten sich rechtzeitig organisatorisch und technisch auf DIWASS einstellen. Erforderlich sind 
insbesondere die Registrierung von Nutzern und mindestens eines Standorts sowie die Einrichtung eines Zu-
gangs über das EU-Login-System. Für die Identifizierung wird in der Regel die EORI-Nummer benötigt, hilfs-
weise die Wirtschafts-Identifikationsnummer. 
 
Ergänzende Hinweise enthält ein Merkblatt des Landesamts für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA). Darin wer-
den unter anderem Übergangsregelungen für bestehende Notifizierungen, Fristen für bereits erteilte Geneh-
migungen sowie künftige Einschränkungen bei Verbringungen zur Beseitigung dargestellt. Letztere sollen 
künftig nur noch in eng begrenzten Ausnahmefällen zulässig sein. Im Saarland ist das LUA insbesondere auch 
für Fragen zur Standortregistrierung und Nutzerautorisierung zuständig. 
 
Quelle: LUA 
 
 
 
 

BUND 
 
 
Strompreiskompensation: DEHSt veröffentlicht Billigkeitsrichtlinie für 2025 
 
Die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) hat ihre Billigkeitsrichtlinie für die Beihilfe bei indirekten CO₂-
Kosten für das Abrechnungsjahr 2025 veröffentlicht. Diese richtet sich an stromintensive Unternehmen, bei 
denen das Risiko einer indirekten Carbon Leakage (d. h. Verlagerung von CO₂-Emissionen in Länder mit 
niedrigeren Umweltvorschriften) als Folge der auf den Strompreis abgewälzten ETS-Zertifikatskosten besteht. 
Diese Unternehmen sind mit ihren jeweiligen Wirtschaftszweigen im Anhang I der Beihilfe-Leitlinien der EU 
aufgeführt und wurden auf europäischer Ebene zu Jahresbeginn ergänzt. 

http://www.saarland.de/lua/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/2026_aktuelle_meldungen/2026_04_SL_DIWAS_Sanktionsfreiheit_Annex_VII
http://www.saarland.de/lua/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/2026_aktuelle_meldungen/2026_04_SL_DIWAS_Sanktionsfreiheit_Annex_VII
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Flegal-content%2FDE%2FTXT%2FPDF%2F%3Furi%3DOJ%3AC_202600196&data=05%7C02%7Creich.claudia%40dihk.de%7Cd03a27c7360842181f0e08dec078b6db%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639159821847847948%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=Mgi98oojGxdUp2Bjg0R%2FhZRtLOsBJqQjCWO343rFhUQ%3D&reserved=0
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Die Beantragung erfolgt online über das Formular-Management-System (FMS) der DEHSt, die Frist endet am 
17. August 2026. Die DEHSt bietet auf ihrer Website einen Leitfaden zur Antragsausfüllung inklusive weiter-
führender Informationen und ein Formular zur Kontaktaufnahme bei Fragen an. Dabei verweist die DEHSt 
allerdings aufgrund des derzeit hohen Aufkommens auf mögliche Verzögerungen bei der Beantwortung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DEHSt veröffentlicht Liste zusätzlicher Sektoren bei der Carbon-Leakage-Kompensation 
 
Die EU-Kommission hat die von der Bundesregierung vorgelegte Liste für die nachträgliche Anerkennung als 
kompensationsfähige Sektoren im nationalen Emissionshandel vollumfänglich genehmigt. Die Anerkennung 
geht bis 2021 zurück. 
 
Bitte informieren Sie sich im Rundschreiben der Deutschen Emissionshandelsstelle (DEHSt) und beachten 
auch die nun einzuhaltenden Fristen. 
 
Im Rahmen der Verfahren der nachträglichen Anerkennung eines Sektors oder Teilsektors als beihilfeberech-
tigt (gemäß Abschnitt 6 der Carbon-Leakage-Verordnung (BECV)) sowie dem Besonderen Einstufungsverfah-
ren zur Anpassung des Kompensationsgrads für bereits anerkannte Sektoren (gemäß Abschnitt 7 BECV) hat 
die Bundesregierung bei der EU-Kommission die beihilferechtliche Genehmigung entsprechender Sektoren 
oder Teilsektoren beantragt. Die beihilferechtliche Genehmigung durch die EU-Kommission (SA.122480 
(2026/N)) – und somit die Ausweitung und Anpassung der Carbon-Leakage-Liste gemäß BECV – liegt seit 
dem 28. Mai 2026 vor und umfasst die folgenden Sektoren und Teilsektoren: 
 
A) Nachträgliche Anerkennung nach quantitativen Kriterien gemäß § 20 BECV 

Ab dem Abrechnungsjahr 2021 

• 08.12.11.50: Quarzsand (Industriesand) 

• 08.12.22.55: Anderer Ton und Lehm 

• 10.61.33.53: Andere Lebensmittelzubereitungen, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide oder Ge-
treideerzeugnissen hergestellt 

• 10.82.11: Kakaomasse, auch entfettet 

• 10.83.12.40: Auszüge, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee und Zubereitungen auf der Grundlage 
dieser Auszüge, Essenzen und Konzentrate oder auf der Grundlage von Kaffee 

• 10.86: Herstellung von homogenisierten und diätischen Nahrungsmitteln 

• 10.91.20.00: Mehl und Pellets von Luzerne 

• 20.59.60.80: Gelatine und ihre Derivate (ohne Caseinleime, Knochenleime und Hausenblase) 

• 24.32: Herstellung von Kaltband mit einer Breite von weniger als 600 mm 

• 24.34.11: Kaltgezogener Draht aus nicht legiertem Stahl 

• 24.34.13: Kaltgezogener Draht aus anderem legiertem Stahl 

• 25.61.12.30: Plastifizieren von Metallen (einschließlich Pulverbeschichtung) 

• 25.61.21: Wärmebehandlungsleistungen an Metallen (ohne metallische Überzüge) 

• 25.61.22.50: Anodische Oxidation von Metallen 

• BWA 211: Spezialisierte Gemüsebaubetriebe Unterglas 

• BWA 231: Spezialisierte Pilzzuchtbetriebe 
 
Ab dem Abrechnungsjahr 2023 

• 25.50.12: Gesenkschmiedeteile aus Stahl 

• 25.93.16.31: Schraubenfedern aus Eisen oder Stahl, warmgeformt 
 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.formulare.dehst.de%2Fspk%2Fauthenticate.do&data=05%7C02%7Creich.claudia%40dihk.de%7Cd03a27c7360842181f0e08dec078b6db%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639159821847899064%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=zeq9pdJ6%2B1fQXxeq23m3r8larin5c0rKg7WTa5NhdGg%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.dehst.de%2FDE%2FThemen%2FSPK%2FSPK-Antrag%2Fspk-antrag.html%3Fnn%3D282252%23doc1147676bodyText5&data=05%7C02%7Creich.claudia%40dihk.de%7Cd03a27c7360842181f0e08dec078b6db%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639159821847923453%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=64gSZ3QjqUGRZhcJTfG3iPcjtXHtdkCDwCSuKdbpA%2BU%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.dehst.de%2FDE%2FUeber-uns%2FKontakt%2Fkontakt_node.html&data=05%7C02%7Creich.claudia%40dihk.de%7Cd03a27c7360842181f0e08dec078b6db%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639159821847945090%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=83TJWw4wlhkMlPRAejzzgE3L3dWMXQHwPNM83M6XTDE%3D&reserved=0
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/202623/SA_122480_36.pdf
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/202623/SA_122480_36.pdf
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B) Nachträgliche Anerkennung nach qualitativen Kriterien gemäß § 21 BECV 

Ab dem Abrechnungsjahr 2021 

• 10.51: Milchverarbeitung (ohne Herstellung von Speiseeis) 

• 10.83.11.50: Kaffee, geröstet (nicht entkoffeiniert) 
 
C) Anpassung der Emissionsintensität (bereits) beihilfefähiger Teilsektoren gemäß § 23 BECV 

Ab dem Abrechnungsjahr 2021 

• 11.06.10: Malz 

• 10.41.57: Palmöl und seine Fraktionen, raffiniert, jedoch nicht chemisch modifiziert 

• 25.50.11.34: Eisenhaltige Freiformschmiedestücke für Maschinenwellen, Kurbelwellen, Nockenwellen 
und Kurbeln 

• 10.89.13.34: Backhefen 
 
Geplante Bekanntmachung im Bundesanzeiger 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der nachträglichen Anerkennung beihilfeberechtigter Sektoren sowie 
des Besonderen Einstufungsverfahrens gemäß BECV erfolgt durch das zuständige Bundesministerium für 
Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) im elektronischen Bundesanzeiger. Ab 
dem Zeitpunkt der Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger ist die nachträgliche Anerkennung 
beihilfefähiger Sektoren und Teilsektoren (§§ 20, 21 BECV) wirksam, ebenso die Anpassung des Kompensa-
tionsgrads bereits anerkannter Teilsektoren im Rahmen des Besonderen Einstufungsverfahrens (§ 23 BECV). 
 
Bitte beachten Sie, dass Unternehmen in nachträglich anerkannten Sektoren und Teilsektoren gemäß § 13 
Absatz 1 Satz 2 BECV ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger drei Monate 
Zeit für eine fristgerechte Einreichung ihrer Anträge auf Kompensation gemäß der BECV beim Umweltbun-
desamt haben. Die ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung laufende Antragsfrist von drei Monaten gilt eben-
falls für Anträge in Zusammenhang mit der Anpassung des Kompensationsgrads für bereits anerkannte Teil-
sektoren gemäß dem Besonderen Einstufungsverfahren (§ 23 BECV). 
 
Alle Informationen sind im Newsletter der DEHSt zu finden. Die DEHSt informiert in einem weiteren Newsletter 
über die Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue Chemikalien-Klimaschutzverordnung setzt F-Gase-Verordnung um 
 
Seit dem 17. April 2026 gelten in Deutschland die bereits 2024 mit der F-Gase-Verordnung erweiterten Anfor-
derungen an Tätigkeiten mit F-Gasen. Die neue Chemikalien-Klimaschutzverordnung (ChemKlimaschutzV) 
erweitert die Sachkundepflicht etwa auf Anlagen mit sogenannten alternativen Kältemitteln. Bestehende Sach-
kundebescheinigungen bestehen fort, benötigen bis zum 12. März 2029 allerdings eine Auffrischung. 
 
Die neue europäische F-Gase-Verordnung hat im Jahr 2024 die Anforderungen an Produkte verschärft, die F-
Gase enthalten. Betroffen sind beispielsweise Kälte- und Klimaanlagen, Fahrzeuge, Wärmepumpen, Brand-
schutzeinrichtungen oder Schaltanlagen. Verschärft wurden Verbote für das Inverkehrbringen, Betreiben und 
Warten dieser Einrichtungen sowie Registrierungs-, Melde- und Dokumentationspflichten. Dabei wurde auch 
die Pflicht zur Sachkunde erweitert. Sie gilt nun auch für Tätigkeiten mit sogenannten alternativen Kältemitteln 
auf Basis von Propan, Kohlendioxid oder Ammoniak sowie ungesättigten Fluorkohlenwasserstoffen (HFO). 
 
In Deutschland wird die F-Gase-Verordnung durch die ChemKlimaschutzV umgesetzt. Sie bestimmt insbe-
sondere die Voraussetzungen für die Sachkundebescheinigung, die Zertifizierung von Unternehmen und die 
Anerkennung von Weiterbildungskursen. Neu ist hier insbesondere die Pflicht zur Teilnahme an einem Auffri-
schungskurs. Bescheinigungen nach der bisherigen Durchführungsverordnung bleiben bis zum 12. März 2029 
gültig. Für eine Fortsetzung der Tätigkeit über diesen Stichtag hinaus ist die Teilnahme an einem anerkannten 
Auffrischungskurs erforderlich. Wer erstmalig eine neue Sachkundebescheinigung für Tätigkeiten an Kältean-
lagen erhalten möchte, muss nun auch Kenntnisse zu alternativen Kältemitteln (Kohlenwasserstoffe, CO₂, 
Ammoniak) in einer Prüfung nachweisen. Die bisherige Kategorie I (sogenannter Kälteschein) wird dann zu 
den Kategorien A1, B und C. 
 

https://www.dehst.de/SharedDocs/Newsletter/DE/2026/2026-06-01-nehs-clk-kompensation.html?view=renderNewsletterHtml
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Weitere Informationen zu den erweiterten Anforderungen der F-Gase-Verordnung finden Sie auf den Seiten 
des Umweltbundesamtes: Häufig gestellte Fragen zur neuen F-Gase-Verordnung | Umweltbundesamt. 
 
Den Gesetzestext finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Studie: Geplante Gaskraftwerksförderung nicht EU-konform – Absicherungspflicht als Alternative 
 
Die geplanten milliardenschweren Förderungen für Gaskraftwerke erfüllen laut einer aktuellen Studie von 
Connect Energy Economics im Auftrag von bne, DIHK, EEX und VEA nicht die EU-Vorgaben für Kapazitäts-
mechanismen. Gefordert wird stattdessen die Umstellung auf eine marktwirtschaftliche Absicherungspflicht, 
um Versorgungssicherheit effizienter zu sichern. 
 
Versorgungssicherheit ist zentrale Voraussetzung für eine funktionierende Wirtschaft und Gesellschaft. Um 
sie in Zukunft sicherzustellen, plant die Bundesregierung, den Bau von Gaskraftwerken mit Finanzhilfen in 
Milliardenhöhe zu fördern. Voraussetzung für staatlich veranlasste Kapazitätsfördermechanismen ist laut eu-
ropäischen Vorgaben jedoch der Nachweis, dass diese erforderlich und geeignet sein müssen, um Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten. 
 
Eine neue Studie von Connect Energy Economics im Auftrag von bne, DIHK, EEX und VEA zeigt jedoch: 
Diese Finanzspritzen genügen den europäischen Vorgaben nicht. Effektiver und effizienter lässt sich Versor-
gungssicherheit durch eine Stärkung des Marktes mittels einer Absicherungspflicht anstelle staatlicher Pla-
nung erreichen. 
 
Die Studie analysiert die von der Bundesregierung geplanten Kapazitätsfördermechanismen und deren Ver-
einbarkeit mit europäischen Vorgaben aus ordnungspolitischer und ökonomischer Perspektive. Das Ergebnis: 
Zentral geplante Kapazitätsfördermechanismen greifen tief in den Markt ein, bergen erhebliche ökonomische, 
regulatorische und umweltpolitische Risiken und widersprechen ordnungspolitischen Prinzipien. Aufgrund von 
Informationsasymmetrien zwischen Staat und Investoren besteht ein hohes Risiko für Fehlanreize. Dies führt 
zu steigenden Kosten, schwächt Innovationsanreize, verstärkt langfristige Pfadabhängigkeiten und belastet 
Unternehmen und private Haushalte. Zudem bremst eine Kapazitätsumlage die Elektrifizierung und wirkt damit 
klima- und energiepolitischen Zielen entgegen. 
 
Auch bei den europäischen Vorgaben für Kapazitätsfördermechanismen weist die Studie Mängel nach. So 
weisen zentrale Kennzahlen in der Realität extreme Abweichungen zwischen Ländern und Technologien auf. 
Beispielsweise werden die Kosten für neue Gasturbinen in Deutschland teils nur halb so hoch angesetzt wie 
in realen Auktionen in anderen europäischen Ländern beobachtet. Gleichzeitig werden innovative und poten-
ziell günstigere technologische Alternativen, wie beispielsweise im Bereich Flexibilität, ausgeschlossen oder 
diskriminiert. Damit sind Kostensteigerungen zu erwarten, die vermeidbar wären. 
 
Eine wirksame Alternative zu einer staatlichen Förderung ist laut der Studie eine Absicherungspflicht. Sie kann 
Versorgungssicherheit marktwirtschaftlich, kosteneffizient und technologieoffen gewährleisten, indem sie das 
Marktdesign gezielt weiterentwickelt und eine rechtlich bisher fehlende Notwendigkeit der Absicherung von 
Lieferverpflichtungen einführt. Das wäre vergleichbar mit einer Kfz-Haftpflichtversicherung. Dann würden 
Stromlieferanten verpflichtet, ihre Absatzmengen etwa über Terminmärkte oder eigene Erzeugung langfristig 
abzusichern und mit den damit verbundenen Risiken eigenverantwortlich umzugehen. 
 
Zweistufiger Ansatz empfohlen 

Im Ergebnis spricht sich die DIHK für einen zweistufigen Ansatz aus: Zunächst sollte demnach am bestehen-
den System festgehalten werden. Die Einspeichersaison habe bereits begonnen, kurzfristige Änderungen wür-
den zusätzliche Unsicherheiten erzeugen, so die Begründung. Für den Winter 2027/28 empfiehlt sie, ein 
marktnahes und europäisch anschlussfähiges System zu etablieren, das auf einem Instrumentenmix aus einer 
Absicherungspflicht und einer schlank ausgestalteten strategischen Gasreserve basiert. 
 
Das ist nach Auffassung der DIHK zu tun: 

• kurzfristig: Beibehaltung der 80-Prozent-Füllstandsvorgabe zum 1. November 2026 – Stabilität vor 
Systemwechsel. 

• mittelfristig: Einführung einer Absicherungspflicht für Lieferanten kombiniert mit einer schlank aus-
gestalteten strategischen Gasreserve – für den Winter 2027/28. 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.umweltbundesamt.de%2Fthemen%2Fklima-energie%2Ffluorierte-treibhausgase-fckw%2Frechtliche-regelungen%2Fhaeufig-gestellte-fragen-zur-neuen-f-gas-verordnung&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca3fee37195774eb2856108deab703bbd%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639136695748560278%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=XoGRSWvDSb48EzP%2By1IBqedbViGvdrQmT5KuBJQ1TE4%3D&reserved=0
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/100/VO
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• europäisch: EU-weite Koordinierung der Gasspeicherpolitik, da nationale Alleingänge zu kurz greifen 

• strukturell: Stärkung von Preissignalen statt dauerhafter staatlicher Markteingriffe. 

• politisch: Gesetzliche Festlegung der neuen Rahmenbedingungen bis spätestens 31. Dezember 
2026. 

 
Den DIHK-Impuls Gasversorgungssicherheit finden Sie hier. 
 
Die Studie von Connect Energy Economics baut auf Vorgängerstudien der beteiligten Organisationen zum 
Thema Versorgungssicherheit auf und wurde von bne, DIHK, EEX und VEA in Auftrag gegeben. Sie ist steht 
hier zum Download bereit: https://www.connect-ee.com/. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundeskabinett beschließt Novelle des Umweltstrafrechts 
 
Das Bundeskabinett hat am 29. April 2026 den Regierungsentwurf zur Umsetzung der EU-Umweltstrafrechts-
richtlinie beschlossen. Gegenüber dem Referentenentwurf vom Oktober 2025 ist der Entwurf geringfügig er-
weitert worden. Der Empfehlung der DIHK, die Strafen verhältnismäßiger zu gestalten und auf das europa-
rechtliche Mindestmaß zu begrenzen, ist die Bundesregierung nicht gefolgt. 
 
Damit geht der Regierungsentwurf in vielen Punkten über die EU-Vorgaben hinaus. Das betrifft nicht nur das 
Umweltstrafrecht, sondern auch den allgemeinen Bußgeldrahmen im OWiG. Dieser wird im Vergleich zum 
geltenden Recht vervierfacht. Insgesamt kann dieses Gesetz für Unternehmen erhebliche rechtliche und wirt-
schaftliche Belastungen mit sich bringen. 
 
Nach einer ersten Einschätzung wurde der Regierungsentwurf im Vergleich zum Referentenentwurf an meh-
reren Stellen erweitert: 

• § 324 Absatz 4 StGB Gewässerverunreinigung: Der Straftatbestand wurde auf erhebliche nachtei-
lige Veränderungen statt wie im Referentenentwurf alle nachteiligen Veränderungen eingeschränkt. 
Dies entspricht der Empfehlung der DIHK. 

• § 325 StGB Luftverunreinigung: Die Straftat bei Luftverunreinigung in erheblichem Umfang wird in 
Absatz 1 für den Fall von Fahrzeugen etwas eingeschränkt (erhebliche Menge an Stoffen). In Absatz 
2 wird konkretisiert, dass dies auch für das auf den widerrechtliche „auf den Marktbringen“ von Er-
zeugnissen gilt. Hintergrund dieser Verschärfung ist der sogenannte Diesel-Abgasskandal. 

• § 326 StGB Unerlaubter Umgang mit Abfällen: Die Liste der Gefahrenmerkmale wird durch einen 
Verweis auf Anhang III der Abfallrahmenrichtlinie ersetzt. Er bestimmt die Einstufung als gefährlicher 
Abfall. Ergänzt wird die Straftat für den Fall des illegalen Umgangs mit Abfällen, die zu Gesundheits-
schädigung oder Tod führen. In Absatz 7 wir die illegale Abfallverbringung ergänzt. 

• Artikel 2 Strafprozessordnung: Die Kataloge der Straftaten in § 100a StPO, die die Überwachung 
der Telekommunikation rechtfertigt, und § 443 StPO, der die Beschlagnahmung von Vermögen recht-
fertigt, werden um den § 330 StGB (Besonders schwere Umweltstraftaten) ergänzt. 

• § 30 Absatz 2a Satz 1: OWiG-E führt Grundlagen der Bemessung von Verbandsgeldbuße ein. Grund-
lage der Bemessung sollen die Bedeutung der Straftat oder Ordnungswidrigkeit, der Vorwurf und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der juristischen Person oder Personenvereinigung sein. Zur Bemessung 
werden dann mehrere Umstände in eine Gesamtabwägung einfließen. Erstmalig sind hier ausdrück-
lich auch Compliance-Maßnahmen genannt, und zwar sowohl solche, die schon vor der Tat vorhanden 
waren, als auch solche, die nach der Tat eingeführt wurden (Ziff. 5). 

 
Der Regierungsentwurf wird nun dem Bundesrat zugeleitet, der dazu im Juni 2026 eine Stellungnahme be-
schließen kann. Das Gesetz ist hier jedoch nicht zustimmungsbedürftig. Besonders relevant werden deshalb 
die dann folgenden Beratungen im Bundestag. 
 
Den Gesetzesentwurf und weitere Unterlagen finden Sie hier. 
 
Die DIHK-Stellungnahme finden Sie hier. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe 
 

https://www.dihk.de/resource/blob/177878/d961c9560a6ba38e7796e977873acad0/dihk-impuls-gasversorgungssicherheit-data.pdf
https://www.connect-ee.com/wp-content/uploads/2026/04/Connect_Erforderlichkeit_von_Kapazitaetsmechanismen_2026.pdf
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2025_Umweltstrafrecht.html
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6811536/4005376f906e9ea03e3420306586fbb7/dihk-stellungnahme-umweltstrafrecht-data.pdf
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Bundeskabinett beschließt Änderung der 13., 17. und 31. BImSchV 
 
Die Änderung der 13. BImSchV (Großfeuerung), 17. BImSchV (Abfallverbrennung) und 31. BImSchV (Löse-
mittelV) setzen BVT-Schlussfolgerungen und IED-Richtlinie um. 
 
Zur 31. BImSchV hat die Bundesregierung die Empfehlung der DIHK nur teilweise umgesetzt. Um Ölmühlen 
nicht zu benachteiligen, sollten die Grenzwerte an das Europarecht angepasst werden. 
 
Im Vergleich zum Referentenentwurf enthalten die Verordnungsänderungen nicht mehr die Einführung einer 
Verwaltungsvorschrift für das Abgasmanagement- und -Behandlungssysteme in der Chemiebranche (VwV 
WGC). In Artikel 1 sollen die BVT-Schlussfolgerungen aus dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2427 mit 
Blick auf Großfeuerungsanlagen umgesetzt werden. Ein neuer Artikel 2 sieht die Anpassung der Verordnung 
über die Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfällen an die Industrieemissionsrichtlinie (IED) vor. Hier-
für sollen Regelungen des § 20a zu den Emissionen beim An- und Abfahren „weiterentwickelt“ werden. Zudem 
verschärfen sich bestimmte Messverpflichtungen. 
 
In Artikel 3 soll die derzeit geltende Pflicht zur Prüfung der Lösungsmittelbilanz durch öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige durch eine Prüfung durch fachkundige Personen ersetzt werden. Für die Bestel-
lung der Sachverständigen waren bisher unter anderem öffentlich bestellte und vereidigte (IHK) Sachverstän-
dige nach § 36 Gewerbeordnung zugelassen. Die Prüfung soll zukünftig durch Personen mit einschlägiger 
Fachkunde auf dem Gebiet der Lösungsmittelbilanzen erfolgen. Wie in der DIHK-Stellungnahme empfohlen, 
wurde in der Begründung nun zumindest klargestellt, dass „die für das Sachgebiet 4412 öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen ohne weitere Prüfung zum Kreis dieser fachkundigen Personen“ gehören.  
Nicht aufgegriffen hat die Bundesregierung die Forderung betroffener Unternehmen nach einer Ausnahme 
von § 3 Absatz 3 der 31. BImSchV. Nach Rückmeldungen von Ölmühlenbetreibern geht Deutschland in § 3 
Absatz 3 Satz 1 beim Grenzwert für flüchtige organische Verbindungen mit den Gefahrenhinweisen H341 oder 
H351 über die europarechtlich vorgeschriebenen Anforderungen hinaus. Bei Ölmühlen wird die Massenkon-
zentration von 20 Milligramm je Kubikmeter in gefassten Abgasen regelmäßig überschritten. Europarechtlich 
ist dieser Grenzwert nicht vorgeschrieben. Um die Werte einzuhalten, müssten die Anlagen mit einer gasbe-
triebenen Nachverbrennung investieren. Dies würde nicht nur erhebliche Mehrkosten und Wettbewerbsnach-
teile, sondern auch hohe CO2-Emissionen verursachen. Bundestag oder Bundesrat sollten für diesen Fall 
deshalb eine generelle Ausnahme beschließen. Im Jahr 2023 fand ein entsprechender Änderungsantrag keine 
Mehrheit. 
 
Der Verordnungsentwurf liegt aktuell dem Bundestag zur Beratung vor. Er kann die Verordnung innerhalb von 
vier Sitzungswochen ablehnen oder ändern. Danach wird er den Ländern im Bundesrat zur Zustimmung vor-
gelegt. 
 
Weitere Informationen: 

• Den Regierungsentwurf als Drucksache im Bundestag finden Sie hier. 

• DIHK-Stellungnahme zum Referentenentwurf finden Sie hier. 

• Den Änderungsantrag aus dem Jahr 2023 finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK (angepasst) 18.05.2026  
 
 
Bundesumweltministerium veröffentlicht Fragen und Antworten zur Umsetzung der IED-Richtlinie 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUKN) hat Fragen und Antworten zur Umsetzung der europäischen Indust-
rieemissionsrichtlinie (IED) in Deutschland veröffentlicht. Die zentralen Forderungen des Bundesrates und der 
Wirtschaft lehnt die Bundesregierung darin weiterhin ab. 
 
Das Artikelgesetz zur Umsetzung der IED in Deutschland wird im Bundestag weiterhin kontrovers diskutiert. 
Im Bundesrat wurde die Befassung der Ausschüsse zu der Mantelverordnung für die Umsetzung zuletzt ver-
tagt, um das Ergebnis der Beratungen im Bundestag abzuwarten. Gleichzeitig werden im EU-Parlament und 
dem Ministerrat die Entwürfe der EU-Kommission zum sogenannten Umwelt-Omnibus diskutiert, in dem Be-
richtspflichten in der IED reduziert werden sollen. 
 

https://dip.bundestag.de/drucksache/verordnung-zur-umsetzung-der-richtlinie-eu-2024-1785-und-zur-umsetzung/287745
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/7058430/2c1cdeb9ced9867266e49997ffeb62b0/stellungnahme-zum-referentenentwurf-data.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0301-0400/333-1-23(neu).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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DIHK und weitere Wirtschaftsverbände ebenso wie die Bundesländer im Bundesrat hatten zahlreiche Ände-
rungen an den Entwürfen zum Artikelgesetz vorgeschlagen. Zentrale Punkte lehnt die Bundesregierung wei-
terhin ab: 

• Stop-the-Clock:   
Viele Wirtschaftsverbände und einzelne Bundestagsabgeordnete hatten sich für die Verschiebung der 
IED-Umsetzung ausgesprochen, bis das Ergebnis des Umwelt-Omnibus feststeht. Die fristgerechte 
Umsetzung bis zum 01. Juli 2026 würde andererseits dazu führen, dass Unternehmen sich mindes-
tens zweimal auf neue Regelungen einstellen müssten. Die im Umwelt-Omnibus versprochenen Er-
leichterungen müssten sie möglicherweise unnötig umsetzen. Die Bundesregierung sieht darin aller-
dings einen Konflikt mit ihren "unionsrechtlichen Verpflichtungen". Zudem würde die Verschiebung für 
Unternehmen Rechtsunsicherheiten mit sich bringen, da bis November 2026 drei BVT-Schlussfolge-
rungen umzusetzen seien: "Abgasreinigung in der Chemie; Metallverarbeitung; Textilien." Die Lan-
desbehörden müssten die BVT-Schlussfolgerungen trotz fehlender IED-Umsetzung berücksichtigen. 

• Fehlende Ausnahmetatbestände:   
Der Regierungsentwurf setzt die Ausnahmetatbestände insbesondere aufgrund des geografischen 
Standortes oder lokaler Umweltbedingungen nicht vollständig um. Bundesrat und Wirtschaft sehen 
darin Nachteile für Unternehmen in Deutschland und setzen sich für eine 1:1 Umsetzung ein. Das 
BMUKN antwortet darauf: “Es liegt der Bundesregierung bis dato keine Kenntnis konkreter Anwen-
dungsfälle vor, in denen eine Ausnahme wegen des geografischen Standorts oder der lokalen Um-
weltbedingungen zu erteilen wäre. Eine Ausweitung der Ausnahme auf Emissionen ist aus Sicht des 
BMUKN zudem mit dem in Deutschland seit über 50 Jahren gültigen Prinzip der standortunabhängi-
gen Vorsorge nicht vereinbar.” 

• Konsolidierte Genehmigungsauflagen:   
Der Regierungsentwurf zum Artikelgesetz sieht die Veröffentlichung von konsolidierten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen vor. Unternehmen und Behörden erwarten hiervon einen erheblichen Mehrauf-
wand und Verzögerungen im Genehmigungsverfahren. Das BMUKN führt aus, dass die IED die Pflicht 
vorsehe, gegebenenfalls „konsolidierte Genehmigungsauflagen“ zu veröffentlichen. Auf EU-Ebene 
würde sich die Bundesregierung jedoch dafür einsetzen, “dass die Pflicht nur in die Zukunft gerichtet 
gilt, d.h. nur für Anlagen, die nach dem 01. Juli 2026 neu genehmigt werden.” 

• Prüfpflicht von Umweltmanagementsystemen:   
Artikelgesetz und Mantelverordnung sehen bei der neuen Pflicht zu einem Umweltmanagementsys-
tem die Prüfpflicht externer Auditoren oder Gutachter vor. Damit setzt die Bundesregierung den im 
Entwurf zum Umwelt-Omnibus vorgesehenen Verzicht auf externe Prüfungen nicht um. Das BMUKN 
führt dazu aus: “Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Verhandlungen zum Umwelt Omnibus 
dafür ein, dass die Vorgaben zum Umweltmanagement konsequent auf etablierten Systemen auf-
bauen. [...] Zusätzlich sollte klargestellt werden, dass andere Umweltmanagementsysteme, die die 
Anforderungen von Artikel 14a erfüllen und von externen Experten geprüft werden, ebenfalls aner-
kannt werden.” 

• Ausnahmen von BVT-Bandbreiten:   
Das BMUKN gibt an, dass sich die Bundesregierung im Rahmen des Umwelt Omnibus für die Strei-
chung des Anhangs II der IED einsetzt, um die Ausnahmen bürokratieärmer zulassen zu können. 

 
Die Gesetzesentwürfe und die Q&A des BMUKN finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
PPWR: Zentrale Stelle Verpackungsregister informiert zur Systembeteiligungspflicht des Handels 
 
Mit der Anwendung der EU-Verpackungsverordnung (PPWR) zum 12. August 2026 verschiebt sich die erwei-
terte Herstellerverantwortung für Verpackungen von Eigenmarken und Importen ohne inländischen Zwischen-
händler grundlegend: Für diese Verpackungen liegt die Systembeteiligungspflicht künftig beim Handel – und 
damit auch die Verantwortung für die Finanzierung des Recyclings. 
 
Ein Übergangszeitraum ist nicht vorgesehen: Die gesetzliche Pflicht muss vor dem Vertrieb der jewei-
ligen Waren erfüllt sein. 
 
Unternehmen sind daher gefordert, ihre Systembeteiligung rechtzeitig zu organisieren und ihre Mengen kor-
rekt zu melden. Bis zum 12. August 2026 muss die Systembeteiligung von Eigenmarken und Importen voll-
ständig und lückenlos auf den Handel übergegangen sein. 

https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/entwurf-eines-gesetzes-und-einer-verordnung-zur-umsetzung-der-richtlinie-eu-2024-1785-zur-aenderung-der-richtlinie-2010-75-eu-ueber-industrieemissionen-2026
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Weitere Details sind der Pressemitteilung der ZSVR zu entnehmen sowie auf der Webseite der ZSVR zu 
finden. 
 
Informationsangebote der IHK-Organisation zum Thema PPWR: 

• DIHK-Merkblatt zur PPWR 

• Aufzeichnungen der Webinare des UNK: Mediathek 

• monatliche IHK-Austausch PPWR 2026 für Unternehmen (Anmeldung): 

o Freitag, 19. Juni 2026, 10:00 - 11:00 Uhr 

o Freitag, 17. Juli 2026, 10:00 - 11:00 Uhr 

o Freitag, 14. August 2026, 10:00 - 11:00 Uhr 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue Regelungen zu Gefahrstoffen und zu Betriebssicherheit 
 
In Zusammenarbeit des Bundesministeriums für Arbeit (BMAS) und Soziales mit der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) wurden mehrere Technischen Regeln für Gefahrstoffe neu gefasst 
bzw. geändert und ergänzt: TRGS 521, TRGS 561, TRGS 910 und TRBS 2141. 
 
TRGS 521 "Tätigkeiten mit alter Mineralwolle" 

Am 04. Mai 2026 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 521 "Tätigkeiten mit alter Mineralwolle" 
neugefasst. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 521 finden Sie auf der Webseite der BAuA als Download unter fol-
gendem Link: BAuA - TRGS 521. 
 
TRGS 561 "Tätigkeiten mit krebserzeugenden Metallen und ihren Verbindungen" 

Am 04. Mai 2026 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 561 "Tätigkeiten mit krebserzeugenden 
Metallen und ihren Verbindungen" neugefasst. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 561 finden Sie auf der Webseite der BAuA als Download unter fol-
gendem Link: BAuA - TRGS 561. 
 
TRGS 910 "Risikobezogenes Maßnahmenkonzept für Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstof-
fen" 

Am 31. März 2026 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 910 "Risikobezogenes Maßnahmen-
konzept für Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen" geändert und ergänzt. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 910 finden Sie auf der Webseite der BAuA als Download unter fol-
gendem Link: BAuA - TRGS 910. 
 
Betriebssicherheit: Geänderte TRBS 2141 "Gefährdungen durch Dampf und Druck" 

Am 31. März 2026 wurde die Technische Regel für Betriebssicherheit (TRBS) 2141 "Gefährdungen durch 
Dampf und Druck" geändert. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRBS 2141 finden Sie auf der Webseite der BAuA als Download unter fol-
gendem Link: BAuA - TRBS 2141. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe 
 
 
 
 

https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/presse-medienbereich/newsdetail/ppwr-verschiebt-verantwortung-auf-den-handel-ohne-rechtzeitige-systembeteiligung-droht-ein-vertriebsverbot
https://www.verpackungsregister.org/ppwr/systembeteiligung-eigenmarken-importe
https://www.dihk.de/resource/blob/128168/a5682083c196b98fbc86d2e49d57af05/klima-dihk-merkblatt-verpackungsverordnung-ppwr-data.pdf
https://www.klima-plattform.de/service/mediathek
https://ihk-event.de/b?p=ihk-austausch-ppwr-2026
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-521?nn=694256d585ec843c18714ef3
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-561?nn=694256d585ec843c18714ef3
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-910?nn=694256d585ec843c18714ef3
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRBS/TRBS-2141?nn=694256d585ec843c18714ef3
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EUROPÄISCHE UNION 
 
 
EU-Emissionshandel 1: EU-Kommission legt Initiative zur Stärkung der Marktstabilitätsreserve vor 
 
Die EU-Kommission hat am 01. April 2026 einen Vorschlag zur gezielten Stärkung der Marktstabilitätsreserve 
(MSR) im EU-Emissionshandel (ETS 1) vorgelegt. Ziel ist mehr Preisstabilität und Planungssicherheit für In-
dustrie und Energiewirtschaft. Das EU-Parlament und der Europäische Rat beraten den Vorschlag im ordentli-
chen Verfahren; eine umfassende ETS-Reform ist für Juli 2026 angekündigt. 
 
Mit der Initiative zur Änderung des Marktstabilitätsreserve-Beschlusses (COM(2026) 153 final) reagiert die EU-
Kommission auf zuletzt deutlich schwankende Preise im ETS 1. Kernpunkt ist der Verzicht auf die bisher 
vorgesehene automatische Löschung von Zertifikaten in der MSR oberhalb einer festgelegten Schwelle, die 
derzeit bei 400 Millionen Zertifikaten liegt. Künftig sollen überschüssige Zertifikate dauerhaft in der Reserve 
verbleiben. Damit wird die MSR als langfristiger Puffer gestärkt, der bei unerwarteten Angebots- oder Nach-
frageschocks stabilisierend wirken kann. 
 
Am grundsätzlichen Design der MSR als regelbasiertem Instrument hält die EU-Kommission fest. Gleichzeitig 
betont sie, dass weder das Emissionsminderungsziel noch die geplante Menge ausgegebener Zertifikate – 
das sogenannte Cap – oder der lineare Reduktionsfaktor im ETS 1 geändert werden. Die Menge der insgesamt 
verfügbaren Zertifikate bleibt somit unverändert. Der Vorschlag zielt daher nicht auf eine strukturelle Senkung 
der CO₂-Preise ab, sondern auf eine stärkere Glättung der Preisentwicklung und eine höhere Vorhersehbar-
keit. 
 
Für Unternehmen bedeutet dies potenziell mehr Planungssicherheit bei langfristigen Investitionen in emissi-
onsarme Technologien und Energieeffizienz. Insbesondere für die Industrie und die Energiewirtschaft könnte 
eine stabilere Preisentwicklung die Kalkulierbarkeit von Transformationskosten verbessern, ohne die regula-
torischen Anforderungen des ETS 1 abzusenken. 
 
Weiteres Vorgehen 

Der Vorschlag wird nun im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren vom EU-Parlament und vom Europäischen 
Rat beraten. Da lediglich ein bestehender Beschluss geändert wird, ist keine Anpassung der ETS-Richtlinie 
erforderlich, was ein vergleichsweise zügiges Verfahren ermöglicht. Eine umfassende Reform des ETS 1 ist 
für Juli 2026 angekündigt. In diesem Zusammenhang wird die Diskussion über die Ausgestaltung des Emissi-
onshandels für das kommende Jahrzehnt weiter an Bedeutung gewinnen. 
 
Den vollständigen Text des Vorschlags und detaillierte Erläuterungen der EU-Kommission finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Emissionshandel 2: Ausschuss legt Position zur Stärkung der Marktstabilität fest 
 
Der Umweltausschuss des EU-Parlaments hat am 15. April 2026 seine Position für die Reserve im neuen EU-
Emissionshandel (ETS 2) festgelegt. Ziel sei die Abfederung von Preisschocks. Angesichts nationaler CO₂-
Preise ist eine Harmonisierung sowie eine europaweite Einführung des ETS 2 ab 2028 für viele deutsche 
Unternehmen von Relevanz. 
 
Der Umweltausschuss (ENVI) hat seine Position zur Marktstabilitätsreserve (MSR) für den neuen Emissions-
handel für Gebäude, Straßenverkehr und weitere Sektoren (ETS 2) abgestimmt. Mit diesem Instrument solle 
das Risiko von Ungleichgewichten zwischen Angebot und Nachfrage zum Start des Systems gemindert und 
die Widerstandsfähigkeit gegenüber Marktschocks erhöht werden. Der Vorschlag der EU-Kommission sehe 
eine Änderung des Beschlusses (EU) 2015/1814 vor, um die Vorhersehbarkeit des Preisniveaus zu Beginn 
der Handelsperiode ab 2028 zu verbessern. 
 
Im Rahmen der Verhandlungen hätten sich die Abgeordneten auf einen Kompromiss verständigt, der eine 
schrittweise Entwertung ungenutzter Zertifikate in der Reserve vorsehe. Zudem solle die Reaktionszeit für die 
Freigabe von Zertifikaten verkürzt werden, um schneller auf Marktentwicklungen reagieren zu können. Das 
Parlament fordere darüber hinaus eine umfassende Folgenabschätzung, welche die wirtschaftlichen und so-
zialen Auswirkungen der Maßnahmen untersuchen solle. 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_666
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52026PC0153
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52026PC0153
https://www.europarl.europa.eu/committees/en/vote-on-the-market-stability-reserve-for/product-details/20260413CAN77545
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02015D1814-20240101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015D1814
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Die Ausgestaltung des ETS 2 ist für die deutsche Wirtschaft wettbewerbspolitisch hochrelevant. In Deutsch-
land greift bereits durch das nationale Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) eine CO2-Bepreisung für 
den Verkehrs- und Gebäudesektor sowie kleine und mittelgroße Industrieanlagen, während in einigen anderen 
EU-Mitgliedstaaten bislang keine vergleichbaren Kosten für diese Sektoren anfallen. Dies hat eine Verzerrung 
des Binnenmarktes und unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen zur Folge. Der Ansatz der europaweiten 
CO2-Bepreisung als marktbasiertes, anreizorientiertes und vergleichsweise bürokratiearmes Leitinstrument 
verfolgt dabei das vorrangige Ziel, die Transformation effizient zu gestalten. 
 
Update: Votum des Plenums des EU-Parlaments 

Das EU-Parlament hat inzwischen seine Position zur Ausgestaltung der Marktstabilitätsreserve für den künfti-
gen Emissionshandel für Gebäude, Verkehr sowie kleine Industrien (ETS 2) festgelegt. Die Abgeordneten 
sprachen sich mehrheitlich für Mechanismen aus, die Preisschocks beim Start des ETS 2 im Jahr 2028 abfe-
dern sollen. Im Vergleich zum ursprünglichen Kommissionsvorschlag dränge das EU-Parlament unter ande-
rem auf die Wiedereinführung einer Verfallsklausel für ungenutzte Zertifikate sowie auf zusätzliche Folgenab-
schätzungen. Da der Europäische Rat den Vorschlag bereits zuvor ohne Änderungen gebilligt hat, ist nun der 
Weg für die Trilogverhandlungen zwischen EU-Parlament, EU-Kommission und Europäischem Rat frei, um 
die finale Gesetzgebung zügig abzuschließen, die eine EU-weite Einführung des ETS 2 ab 2028 ermöglichen 
soll. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU beschließt Flexibilisierung der CO₂-Vorgaben für Hersteller von schweren Nutzfahrzeugen 
 
Der Europäische Rat hat am 30. März 2026 eine Anpassung der CO₂-Emissionsvorgaben für schwere Nutz-
fahrzeuge beschlossen. Die neuen Regelungen gewähren Herstellern befristete Flexibilität zur Berechnung 
von Emissionsgutschriften, um ihre Reduktionsziele bis 2030 zu erreichen, ohne die langfristigen Reduktions-
ziele zu verändern. 
 
Nach geltendem EU-Recht müssen Hersteller die CO₂-Emissionen neuer schwere Nutzfahrzeuge bis 2025 
um 15 Prozent, bis 2030 um 45 Prozent, bis 2035 um 65 Prozent und bis 2040 um 90 Prozent gegenüber dem 
Niveau von 2019 senken. 
 
Ziel der Anpassung ist es, den Herstellern zusätzliche Spielräume bei der Anrechnung von Emissions-
gutschriften zu eröffnen. Wenn eine Fahrzeugflotte besser abschneidet als die vorgegebene Reduktions-
kurve, können die daraus entstehenden Emissionsgutschriften für spätere Jahre genutzt werden. So können 
Hersteller bis 2030 gezielt Reserven aufbauen, um spätere, strengere CO₂-Vorgaben leichter einzuhalten. 
Gleichzeitig setzt sie Anreize für einen frühzeitigen Einsatz emissionsfreier schwerer Nutzfahrzeuge. 
 
Der aktualisierte Mechanismus zur Berechnung der Emissionsgutschriften gilt speziell für schwere Lastkraft-
wagen (über 16 t) und bestimmte Buskategorien (über 7,5 t). Er gilt nicht für Stadtbusse, da der Einsatz emis-
sionsfreier Busse bereits weit fortgeschritten und weniger von der Autobahninfrastruktur für Langstrecken ab-
hängig ist. 
 
Die Änderung ist Teil des von der EU-Kommission am 16. Dezember 2025 vorgestellten Automobilpakets. Der 
Europäische Rat und das EU-Parlament haben den Vorschlag zügig angenommen, um Planungssicherheit für 
den Verkehrssektor zu schaffen. Die Verordnung wird nun im Amtsblatt der EU veröffentlicht und tritt 20 Tage 
später in Kraft. Die neuen Vorschriften werden dann in allen EU-Ländern unmittelbar anwendbar sein. Die 
wesentlichen Vorschriften zu den CO₂-Emissionsnormen für schwere Nutzfahrzeuge sollen 2027 überarbeitet 
werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission stellt Paket "AccelerateEU" vor 
 
Mit "AccelerateEU" reagiert die EU-Kommission auf die seit März 2026 erneut gestiegene Energiepreisvolati-
lität im Kontext der Nahostkrise und der Schließung der Straße von Hormus. Das Paket zielt auf kurzfristige 
Entlastung mit einem Beschleunigungsprogramm für Elektrifizierung, Wasserstoff und Netze – und betont die 
zentrale Rolle der Mitgliedstaaten, bestehendes EU-Recht schneller umzusetzen. 
 

https://newsletter.dihk.de/d/d.html?l00b2hmq00brhwbid0000oey000000000s6e2lzchllkrkdudfvrfipy0000bw00b000000075veb0
https://newsletter.dihk.de/d?l00b2hmy00brhwbid0000oey000000000s6e2lzchllkrkdudfvrfipy0000bw00b000000e7dvpq6
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In der Kommunikation hebt die EU-Kommission die strukturelle Verwundbarkeit der EU hervor, da rund 57 Pro-
zent des Energieverbrauchs über fossile Importe gedeckt würden. 2025 habe die EU dafür etwa 340 Milliarden 
Euro ausgegeben; seit Beginn der Nahostkrise seien weitere 24 Milliarden Euro an Mehrkosten angefallen, 
was laut EU-Kommission Wachstums- und Inflationsrisiken erhöhe. Die Maßnahmen des "AccelerateEU" sol-
len deshalb gleichzeitig Preis- und Versorgungsschocks abfedern und die Transformation der Energieunion 
beschleunigen: durch zeitnahe, zielgenaue und befristete Unterstützung für Industrie und Verbraucher, eine 
schnellere Substitution fossiler Energieträger durch heimische saubere Energie sowie eine stärkere Elektrifi-
zierung als Weg zu Preisstabilität und Resilienz. Als Referenz werde dabei der Anteil von Strom am Endener-
gieverbrauch von 32 Prozent bis 2030 genannt. 
 
Regulatorisch rückt die EU-Kommission besonders Wasserstoff und Netzkosten in den Vordergrund. Ange-
sichts des langsamen Hochlaufs soll im 2. Quartal 2026 eine gezielte Überprüfung der Kriterien für erneuer-
baren Wasserstoff vorgelegt werden, wobei bestehende Investitionen geschützt und industrielle Dekarboni-
sierung sowie eFuels (unter anderem eSAF/eSMF) erleichtert werden sollen. Für Mai 2026 kündigt die EU-
Kommission zudem einen Rechtsvorschlag zu Netzentgelten und Energiebesteuerung an. Netze sollen kos-
teneffizienter genutzt, systemdienlicher Verbrauch angereizt und nationalen Regulierungsbehörden gezielte 
Netzentgeltreduktionen, etwa für energieintensive Unternehmen, ermöglicht werden – bei dem Leitgedanken, 
dass Strom niedriger besteuert werden solle als Gas. 
 
Für Unternehmen entscheidend sei der Umsetzungsfokus: Die EU-Kommission verweist darauf, dass viele 
Sofortmaßnahmen in der Hand der Mitgliedstaaten lägen – von Energiegutscheinen bis zu temporären Ab-
schaltstopps, steuerlichen Entlastungen oder Anreizen für saubere Technologien. Parallel soll die Implemen-
tierung des bestehenden EU-Rechts (zum Beispiel Genehmigungsverfahren aus der RED III) beschleunigt 
werden, inklusive Monitoring, pragmatischer Leitlinien und – falls nötig – Vertragsverletzungsverfahren. 
 
Kurzfristig dürften für Marktakteure vor allem die Wasserstoff-Kriterienrevision (2. Quartal 2026) und der Netz-
entgelt-/Steuervorschlag (Mai 2026) richtungsweisend sein, während die EU-Kommission zugleich auf eine 
schnelle Einigung zum Grids Package und eine konsequente nationale Umsetzung drängt, um Investitionssig-
nale für Netze, Elektrifizierung und Wasserstoff zu stabilisieren. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
KMU im Fokus des Bürgerenergiepaketes der EU‑Kommission 
 
Mit dem Bürgerenergiepaket vom 10. März 2026 möchte die EU-Kommission Impulse für bezahlbare Energie 
setzen. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sollen von steuerlichen Entlastungen bis zu Energy‑Sha-
ring‑Modellen profitieren. 
 
Das Bürgerenergiepaket adressiert strukturelle Probleme im europäischen Energiemarkt, darunter hohe End-
kundenpreise für Strom und Gas, geringe Steigerungsraten der Elektrifizierung des Wärme‑ und Mobilitäts-
sektors, komplexe Genehmigungsverfahren sowie eine unzureichende Tariftransparenz. Diese Entwicklungen 
beeinträchtigen auch die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, da Steuern und Abgaben im europaweiten 
Durchschnitt rund 15 Prozent der gewerblichen Stromkosten ausmachen. In ihrer Mitteilung betont die Kom-
mission, dass gezielte Steuersenkungen auf das EU‑Mindestniveau die Elektrifizierung beschleunigen und die 
Kostenbelastung für die Wirtschaft verringern könnten. 
 
In dem Bürgerenergiepaket werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Chancen für KMU im Bereich der 
Eigenerzeugung und des gemeinsamen Energieverbrauchs auszubauen. Die Kommission geht davon aus, 
dass bis 2030 rund 630.000 kleine und mittlere Unternehmen ihre eigene erneuerbare Energie erzeugen könn-
ten. Energy‑Sharing‑Modelle sollen es Unternehmen erleichtern, sich mit Nachbarn oder innerhalb von Ge-
werbeparks zusammenzuschließen, um lokal erzeugten Strom gemeinsam zu nutzen. Dadurch entfallen hohe 
Durchleitungsentgelte, und lokale Netze werden entlastet. Die EU plant hierfür einen eigenen Aktionsplan 
sowie konkrete Leitfäden, die KMU und anderen Akteuren die Gründung und den Betrieb von Energiegemein-
schaften erleichtern. 
 
Auch regulatorisch zielt das Paket auf Entlastungen für Unternehmen, die in eigene Energieinfrastruktur in-
vestieren möchten. Künftig sollen digitale One‑Stop‑Shops sowie verbindliche Fristen Genehmigungsverfah-
ren für Anlagen wie Photovoltaik, Speicher oder Ladeinfrastruktur deutlich beschleunigen. Für Hersteller und 
Dienstleister energieeffizienter Technologien eröffnen sich zugleich wachsende Absatzmärkte: Die EU-Kom-
mission erwartet steigende Nachfrage nach Wärmepumpen, Energiemanagement‑Systemen und innovativen 
Modellen wie "Wärme als Dienstleistung". 
 

https://energy.ec.europa.eu/strategy/accelerateeu-strengthen-eu-energy-resilience_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/markets-and-consumers/energy-consumers-and-prosumers/protecting-and-empowering-energy-consumers_en#citizens-energy-package
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Darüber hinaus soll eine verbesserte Markttransparenz sicherstellen, dass Unternehmen einfacher zu günsti-
geren Stromtarifen wechseln können. Energieversorger sollen verpflichtet werden, ihre Kunden mindestens 
einmal jährlich aktiv über preiswertere Tarife zu informieren. Technisch soll ein EU‑weiter Wechsel innerhalb 
von 24 Stunden möglich werden. 
 
Mehrere Maßnahmen sollen 2026 in Kraft treten, darunter technische Vorschriften zum erleichterten Versor-
gerwechsel sowie Leitlinien zur Stärkung von Energiegemeinschaften. Bis einschließlich 2027 sollen digitale 
Genehmigungsplattformen und Interoperabilitätsstandards folgen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Flexiblere Flottenziele und Netzausbau sollen den europäischen Industriestandort stärken 
 
Am 16. und 17. März 2026 diskutierten die EU-Minister für Umwelt bzw. Energie entscheidende Impulse für 
die Wirtschaft. Im Mittelpunkt standen flexiblere CO2-Grenzwerte im Automobilsektor und das europäische 
Netzpaket zur Vertiefung des Energiebinnenmarktes. Die Maßnahmen zielen auf die Stärkung der industriellen 
Basis in Europa ab. 
 
Im Zentrum des Rates für Umwelt stand die von der EU-Kommission vorgeschlagene Anpassung der CO2-
Emissionsnormen für Personenkraftwagen, bei der das Reduktionsziel für das Jahr 2035 von 100 Prozent auf 
90 Prozent gesenkt werden soll. Diese Initiative zielt darauf ab, die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen 
Automobilsektors zu stärken und gleichzeitig die Klimaziele durch einen stabilen Investitionsrahmen pragma-
tisch zu verfolgen. 
 
Für deutsche Unternehmen bedeutet diese Neuausrichtung vor allem einen Gewinn an technologischer Flexi-
bilität. Künftig sollen Hersteller Gutschriften für alternative nachhaltige Kraftstoffe sowie für in der EU herge-
stellten emissionsarmen Stahl nutzen können, um ihre Flottenziele zu erreichen. Damit möchte die EU-Kom-
mission der Gefahr einer Produktionsabwanderung in Länder mit geringeren Umweltstandards, dem soge-
nannten Carbon Leakage, begegnen. Die Orientierungsdebatte bot einen Einblick in die unterschiedlichen 
Positionierungen der Mitgliedstaaten und das Spannungsfeld zwischen industrieller Wettbewerbsfähigkeit und 
unveränderter langfristiger Klimazielsetzung. Ein industrieorientierter Block (unter anderem Deutschland, Ita-
lien, Tschechien, Ungarn, Polen) forderte mehr Flexibilitäten, Technologieneutralität und die Anerkennung 
CO2-neutraler Kraftstoffe, während ein ambitionierter Block (unter anderem Schweden, Luxemburg, Finnland, 
teilweise die Niederlande) vor Verwässerungen der Elektrifizierungsziele warnte und ein "pragmatischer" Block 
(unter anderem Frankreich, Belgien, Portugal, Slowenien) den 90 Prozent-Vorschlag unterstützte gleichzeitig 
aber klare Rahmen, Handelskonformität und begrenzte "Super Credits" forderte. 
 
Ergänzend dazu berieten die Energieminister über das European Grids Package, um die Netzinfrastruktur 
massiv auszubauen. Hierbei ist eine Verfünffachung der Mittel für die Connecting Europe Facility (CEF-E) auf 
30 Milliarden Euro im nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) vorgesehen, was die Energiepreise stabi-
lisieren und Engpässe in den grenzüberschreitenden Stromnetzen beseitigen soll. Besonders relevant für die 
Planungssicherheit des Netzausbaus ist der Vorschlag zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. Die 
Errichtung strategischer Energieinfrastruktur soll künftig als vorrangiges öffentliches Interesse eingestuft wer-
den, was die Realisierungszeiträume für Investitionsprojekte deutlich verkürzt und Rechtsunsicherheiten für 
Investoren mindert. Die Diskussion zeigte eine gemeinsame Anerkennung der Dringlichkeit für den Ausbau 
der Energieinfrastruktur und die Stärkung der europäischen Netze, wobei die unterschiedliche Betroffenheit 
der Mitgliedstaaten im Mittelpunkt stand. Während einige Länder wie Schweden, Deutschland, Spanien und 
Frankreich die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, Kosteneffizienz und die Integration erneuerba-
rer Energien (inkl. Wasserstoff) betonten, forderten Tschechien, Polen, Ungarn und die Slowakei Technolo-
gieneutralität (Einbeziehung von Gas/Kernkraft). Transitländer wie Österreich und Slowenien warnten vor un-
gleicher Kostenverteilung, während Estland, Lettland und Griechenland die Resilienz gegen Cyberangriffe und 
regionale Koordination hervorhoben. 
 
Für die weiteren Schritte kündigte die zyprische Ratspräsidentschaft an, einen Abschluss der Verhandlungen 
zum Automobilpaket bis Juni 2026 anzustreben, bevor im zweiten Halbjahr weitere Legislativvorschläge zum 
Klimaziel 2040 durch die Kommission vorgelegt werden sollen. Zudem solle eine allgemeine Ausrichtung des 
Europäischen Rates für das europäische Netzpaket im kommenden Energierat im Juni 2026 erreicht werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/env/2026/03/17/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/tte/2026/03/16/
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/tte/2026/03/16/
https://cinea.ec.europa.eu/programmes/connecting-europe-facility_en
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16775-2025-INIT/en/pdf
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Europäischer Wasserstoffmarkt: deutsch-finnische Absichtserklärung zur verstärkten Kooperation 
 
Deutschland und Finnland haben am 18. Februar 2026 eine gemeinsame Absichtserklärung zur Zusammen-
arbeit im Wasserstoffsektor unterzeichnet. Sie umfasst Infrastruktur, Technologieentwicklung und Investitio-
nen und fügt sich in die EU-weite Förderung ein, die durch bis zu 6,9 Milliarden Euro an IPCEI-Mittel wesentlich 
gestärkt wird. 
 
Mit der Unterzeichnung der gemeinsamen Absichtserklärung durch das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und die finnische Regierung wurde ein strategischer Rahmen geschaffen, um den Aufbau eines inte-
grierten Wasserstoffmarkts in Europa voranzutreiben. Die Vereinbarung, die nicht rechtsverbindlich ist, legt 
gemeinsame Zielsetzungen fest: den Aufbau neuer Wertschöpfungsketten von der erneuerbaren Energieer-
zeugung über die Wasserstoffproduktion bis zur Herstellung von Derivaten sowie die Stärkung technologischer 
Kooperationen, etwa bei Elektrolyseuren und Smart-Grid-Anwendungen. Zudem erkennen beide Länder die 
Bedeutung der als Projekte von gemeinsamem Interesse (IPCEI) eingestuften Infrastrukturprojekte an und 
wollen nationale Übertragungsnetzbetreiber beim Aufbau eines baltischen Wasserstoffnetzes unterstützen. 
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der erheblichen finnischen Potenziale für erneuerbare Energien 
und der industriellen Abnahmebedarfe in Deutschland relevant. Für deutsche Unternehmen eröffnet dies neue 
Investitionsmöglichkeiten, da Deutschland beabsichtigt, bestehende Förderinstrumente für Engagements im 
finnischen Hydrogen-Ökosystem zu öffnen. 
 
Die strategische Ausrichtung der Kooperation wird durch europäische Maßnahmen flankiert. Im Februar 2024 
genehmigte die EU-Kommission bis zu 6,9 Milliarden Euro staatlicher Beihilfen für den dritten IPCEI im Was-
serstoffbereich als wichtiges Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse. Die Mittel dienen dem 
Aufbau wesentlicher Infrastruktur entlang der gesamten Wertschöpfungskette und sollen erhebliche private 
Investitionen auslösen. Die deutsche und finnische Kooperation ergänzt diese Initiativen, indem sie Produkti-
onskapazitäten, Infrastrukturplanung und industrielle Abnahme parallel entwickelt. Damit entstehen frühzeitig 
verlässliche Rahmenbedingungen, die für große Investitionsentscheidungen in der Industrie entscheidend 
sind. Für Unternehmen in energieintensiven Sektoren wie Chemie, Stahl oder Grundstoffindustrie ist dies ein 
zentraler Baustein, da Planungssicherheit in Bezug auf Versorgung, Transport und Preisentwicklung von grü-
nem Wasserstoff geschaffen wird. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt der bilateralen Erklärung liegt auf dem Schutz und der Resilienz kritischer Energie-
infrastrukturen. Hier knüpfen die Partner an bestehende EU-Strukturen wie den Baltic Energy Market Inter-
connection Plan an, um die Sicherheit neuer Wasserstoffnetze im Ostseeraum zu koordinieren. Für Unterneh-
men bedeutet dies, dass künftige Transport- und Verteilnetze nicht nur wirtschaftlich, sondern auch sicher-
heitspolitisch stabil ausgestaltet werden sollen – ein zunehmend relevanter Faktor für Standortentscheidun-
gen. 
 
Für die Umsetzung richten Deutschland und Finland eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe sowie regelmäßige Treffen 
auf Leitungsebene ein. Institutionen wie die Deutsch-Finnische Auslandshandelskammer oder das Hydrogen 
Cluster Finland werden die Vernetzung von Industrieakteuren unterstützen. Als Nächstes stehen die Konkre-
tisierung der Projekte von gemeinsamem Interesse, sogenannte PCI-Projekte, die Ausweitung von Investiti-
onsförderungen sowie die Verzahnung nationaler und europäischer Programme im Fokus. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Investitionen in saubere Energien: Strategie zur verstärkten Mobilisierung von privatem Kapital 
 
Die EU-Kommission hat am 10. März 2026 eine neue Investitionsstrategie für saubere Energien vorgestellt. 
Sie soll ab 2026 jährlich über 660 Milliarden Euro private und öffentliche Mittel mobilisieren, den Ausbau der 
Netzinfrastruktur beschleunigen und über gezielte Förder- und Beihilferahmen Innovationen sowie Energieef-
fizienzprogramme unterstützen. 
 
Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit zielt die Strategie auf einige Probleme der Transformation des euro-
päischen Energiesystems ab und verbindet diese Herausforderungen mit strategischen Investitionsbedarfen 
und Politikinstrumenten der EU. Zwischen 2026 und 2030 steigt der Investitionsbedarf laut EU-Kommission 
auf rund 660 Milliarden Euro jährlich, ab 2031 auf 695 Milliarden Euro – fast dreimal so viel wie der historische 
Durchschnitt von 240 Milliarden Euro in der 2010-2020 Dekade. Diese Mittel sollen sowohl Erzeugungs-kapa-
zitäten als auch Netzinfrastruktur und Energieeffizienzmaßnahmen stärken. Für Unternehmen soll dies ein 
Signal für bessere Planbarkeit, modernere Netze und den Zugang zu neuen Förderinstrumenten darstellen. 
 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/C-D/declaration-of-inten.pdf
https://energy.ec.europa.eu/topics/infrastructure/projects-common-interest-and-projects-mutual-interest_en?prefLang=de&etrans=de
https://energy.ec.europa.eu/topics/funding-and-financing/clean-energy-investment_en
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Zentraler Bestandteil ist die Mobilisierung privaten Kapitals. Laut EU-Kommission werden in Europa Vermö-
genswerte von über 33,7 Billionen Euro privat verwaltet, institutionelle Anleger halten allein 12 Billionen Euro. 
Die Strategie zielt darauf ab, dieses Kapital systematisch in Energieprojekte zu lenken, unterstützt durch re-
gulatorische Reformen und neue Finanzierungsinstrumente. Darüber hinaus plant die Europäische Investiti-
onsbank (EIB-Group) in den kommenden drei Jahren 75 Milliarden Euro über verschiedene Finanzprodukte 
einzubringen. 
 
Für Unternehmen besonders relevant sind neue Maßnahmen zur Modernisierung der Netze, etwa der Fonds 
für strategische Infrastrukturinvestitionen (SII-Fonds), der bis zu 500 Millionen Euro als Ankerkapital für Ener-
gieinfrastruktur bereitstellt. Weitere Instrumente wie Verbriefungsfazilitäten und Hybridanleihen sollen die Bo-
nität der Netzbetreiber erhöhen, zusätzlich privates Kapital anziehen und Netzausbau beschleunigen. Somit 
sollen schnellere und verlässlichere Netzanschlüsse für Unternehmen unterstützt werden. 
 
Zudem fordert die Mitteilung der EU-Kommission die Mitgliedstaaten auf, den neuen Beihilferahmen für den 
Clean Industrial Deal (CISAF) aktiv für die Energiewende zu nutzen. Er ermögliche schnellere und zielgerich-
tete staatliche Unterstützung für Projekte im Bereich Dekarbonisierung, Flexibilitätstechnologien und Produk-
tion sauberer Energietechnologien. Ergänzend erhöhen Einnahmen aus dem Emissionshandel (ETS) die Mit-
tel für klimafreundliche Investitionen, die auch in innovative Technologien fließen sollten. 
 
Die Mitteilung unterstreicht, dass rund 35 Prozent der bis 2050 benötigten Emissionsminderungen auf noch 
nicht marktreifen Technologien beruhen. Die EU möchte vor dem Hintergrund ihr finanzielles Engagement 
unter anderem Energiespeicher, Offshore-Wind, CCUS, Geothermie und neue Reaktorkonzepte sowie Ener-
gieeffizienzprogramme, einschließlich eines 500-Millionen-Euro-Pilotprojekts für Energiedienstleistungen ab 
2026 stärken. 
 
Bis Ende 2026 legt die EU-Kommission eine Bewertung des Investitionsbedarfs und ein Legislativpaket für die 
Zeit nach 2030 vor. Zudem nimmt im zweiten Quartal 2026 der neue Rat für Investitionen in die Energiewende 
seine Arbeit auf, um private Anleger enger einzubinden und die Umsetzung der Strategie zu begleiten. Damit 
geht die EU wichtige Schritte, um Investitionsanreize zu erhöhen und Unternehmen in der Transformation zu 
unterstützen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Europas Kreislaufwirtschaft wird neu geordnet 
 
Die EU-Kommission arbeitet derzeit am "Circular Economy Act" (CEA), mit dem sie die Kreislaufwirtschaft in 
Europa neu ausrichten und stärken will. Mit dem CEA will die EU-Kommission einen Rahmen schaffen, der 
den Markt für zirkuläre Produkte und für Sekundärrohstoffe spürbar verändern könnte. In einer stärkeren Kreis-
laufwirtschaft sieht sie einen zentralen Ansatz, um Abhängigkeiten zu verringern, Ressourcen zu sichern und 
Emissionen zu senken. Der CEA soll dafür die politischen Leitplanken setzen und könnte künftig mehr Trans-
parenz über verwendete Materialien, verbindliche Mindesteinsätze von Rezyklaten oder Vorgaben zu Kreis-
laufwirtschaft im Rahmen von öffentlicher Beschaffung verlangen. Der europäische Markt für zirkuläre Pro-
dukte soll verlässlicher und vergleichbarer werden. Die bisherigen EU-Planungen sehen einen Anstieg der 
Kreislaufquote in Europa von rund 12 Prozent auf 24 Prozent bis 2030 vor. 
 
Das Wichtigste in Kürze: 

Der Circular Economy Act (CEA) ist als EU-Rahmengesetz geplant, das die Kreislaufwirtschaft in Europa stär-
ken soll. Ziel ist es, ein ausreichendes Angebot und eine ausreichende Nachfrage nach Sekundärrohstoffen 
zu schaffen und einen echten Binnenmarkt für Abfälle und Sekundärrohstoffe zu etablieren. Um dies zu errei-
chen, nutzt der CEA verschiedene Bausteine: 

• Mehr Kreislaufmaterialien: Der Anteil von Rezyklaten, Recycling-Produkten oder Sekundärrohstof-
fen in Produkten soll steigen. Hierzu gibt es von Seiten der Kommission Überlegungen hinsichtlich 
Mindestquoten, also verbindlicher Anteile von Recyclingmaterial in bestimmten Produkten. 

• Langlebigere Produkte: Produkte sollen reparierbarer und besser wiederverwendbar werden. Dazu 
werden übergreifende Maßnahmen eingeführt wie digitale Produktpässe und neue Ökodesign-Anfor-
derungen, die eine transparente Dokumentation, Rückverfolgbarkeit und eine nachhaltige Produktent-
wicklung ermöglichen. 

• Stärkerer EU-Markt für Rezyklate: Recycelte Materialien, Rezyklate oder hochwertige Recycling-
Produkte sollen leichter handelbar, verlässlich verfügbar und die Erzeugung weniger abhängig von 
Drittstaaten werden. 
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• Weniger Abfall, mehr Ressourceneffizienz: Materialien sollen möglichst lange im Kreislauf bleiben 
– von der Wiederverwendung bis zur Aufbereitung. 

• Erweitere Herstellerverantwortung: Das Konzept, dass Hersteller für den gesamten Lebenszyklus 
ihrer Produkte inklusive Rücknahme, Recycling und Entsorgung verantwortlich sind, soll stetig auf 
mehr Produktkategorien ausgeweitet werden. 

• Neue Pflichten: Im Zuge der Umsetzung werden sich Branchen und Unternehmen in ganz Europa 
auf neue Standards einstellen müssen. Es ist zu erwarten, dass Betriebe künftig transparenter arbei-
ten, Materialströme genauer dokumentieren und bei der Entwicklung ihrer Produkte bestimmte ökolo-
gische Vorgaben berücksichtigen müssen – etwa zum CO2-Ausstoß über die Lebensdauer des Pro-
duktes oder zur Langlebigkeit, Reparierbarkeit oder Recyclingfähigkeit. In welchem Umfang dies ge-
schieht, hängt vom weiteren Gesetzgebungsverfahren ab. 

 
Zeitplan: Die EU-Kommission wird ihren Vorschlag für einen CEA voraussichtlich im Herbst 2026 vorlegen. 
Anschließend startet das EU-Gesetzgebungsverfahren, in das der Rat der Europäischen Union und das EU-
Parlament einbezogen werden. Beobachter gehen davon aus, dass es noch mindestens anderthalb Jahre 
dauert, bis ein verbindliches Gesetz verabschiedet ist. Nicht alle geplanten Pflichten werden dann direkt in 
Kraft treten. Es ist damit zu rechnen, dass es zu bestimmten Punkten Übergangsfristen für die Einführung gibt. 
 
Funktionierende Marktprozesse nicht behindern 

Während sich politische Ziele wie mehr Produkttransparenz oder ein gesicherter Mindesteinsatz von Rezyk-
laten nicht ohne klare Regeln erreichen lassen, entwickeln sich viele zirkuläre Geschäftsmodelle bereits heute 
marktgetrieben. Einer aktuellen DIHK-Umfrage zufolge haben mehr als die Hälfte der Betriebe bereits Maß-
nahmen wie etwa Recyclingkonzepte oder neue Geschäftsmodelle wie den Handel mit wiederaufbereiteter 
Technik, Leih- oder Reparaturservices umgesetzt. 
 
Neue Pflichten müssen deshalb aus Sicht der Wirtschaft unbedingt praxistauglich sein, damit sie funktionie-
rende Prozesse nicht behindern und keine zusätzliche Bürokratie erzeugen. Hinzu kommt: Wer Prozesse oder 
Produkte zirkulärer gestalten will, muss zunächst investieren – in neue Materialien, digitale Transparenzsys-
teme, Produktionsanpassungen oder die Zusammenarbeit mit Partnerbetrieben. Ob ihre Kunden zirkuläre Pro-
dukte später nachfragen und bezahlen wollen, wissen die Unternehmen dabei noch nicht. Umso wichtiger ist 
es, dass zumindest die politischen Rahmenbedingungen verlässlich sind und tatsächlich ein funktionsfähiger 
Markt entsteht. Deshalb fordert die DIHK klare Regeln, die Planungssicherheit schaffen, unnötige Bürokratie 
vermeiden und wirtschaftlich tragfähige Lösungen ermöglichen. 
 
Standards senken Aufwand und schaffen Rechtssicherheit 

Damit der CEA für Unternehmen tatsächlich zu einem Mehrwert wird, muss er vor allem eines leisten: die 
Vielfalt nationaler Regeln vereinheitlichen. Heute gelten in den EU-Staaten teils völlig unterschiedliche Vorga-
ben – etwa dazu, ab wann ein Material nicht mehr als Abfall gilt oder welche Produkt- und Entsorgungsdaten 
Unternehmen an Behörden melden müssen. Unternehmen, die Produkte oder Sekundärrohstoffe grenzüber-
schreitend vermarkten, müssen deshalb ihre Prozesse mehrfach anpassen, Daten in verschiedenen Formaten 
einreichen oder unterschiedliche Behördenanforderungen erfüllen. Ein europäisch einheitlicher Rahmen 
könnte diesen Aufwand deutlich verringern, den Binnenmarkt voranbringen und für mehr Rechtssicherheit 
sorgen. Bürokratie würde mit einheitlichen Standards nicht automatisch verschwinden, aber sie würde bere-
chenbarer und effizienter, weil Abläufe und Anforderungen im Idealfall überall gleich funktionieren. 
 
Wichtig ist, dass neue Vorgaben gegenüber Importen aus Drittstaaten durchgesetzt werden können. Dabei 
zeigt sich bereits heute in der Praxis, dass der Vollzug bei Einfuhren aus Nicht-EU-Ländern mitunter an-
spruchsvoll ist. Sollten Produkte, die in die EU eingeführt werden, jedoch weniger strengen Regeln unterliegen 
als die europäischer Hersteller, entstehen Wettbewerbsnachteile, und die Ziele des CEA werden unterlaufen. 
 
Nicht neue Bürokratie aufbauen 

In den vergangenen Jahren hat die EU bereits zahlreiche Vorgaben geschaffen – etwa zum nachhaltigen 
Produktdesign, zur Reparierbarkeit, zu Verpackungsabfällen oder Lieferketten. Für viele Unternehmen ist 
diese Regelungslandschaft nur schwer zu überblicken, weshalb neue Anforderungen eng auf die bestehenden 
abgestimmt werden müssen. 
 
Auch der Dokumentationsaufwand ist für viele Betriebe heute schon hoch: Mehrere Stunden pro Woche flie-
ßen in Umwelt- und Berichtspflichten – im DIHK-Umweltbarometer 2025 gab jedes dritte Unternehmen an, 
dafür bis zu fünf Stunden pro Woche zu investieren. Bei mehr als einem Viertel der befragten Betriebe steigt 
die benötigte Zeit sogar auf über acht Stunden pro Woche. 

https://www.dihk.de/de/newsroom/viele-unternehmen-sehen-chancen-in-der-kreislaufwirtschaft-157806
https://www.dihk.de/resource/blob/153604/cb1e13b88ddfb0bb048df6bd994fec14/2025-dihk-umfrage-umweltbarometer2025-barrierefrei-data.pdf
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Entsprechend wichtig ist, dass die Auswirkungen neuer Regeln für unterschiedliche Branchen und Unterneh-
mensgrößen systematisch bewertet werden. Nur so lässt sich sicherstellen, dass Pflichten wirtschaftlich trag-
fähig bleiben und insbesondere kleine und mittlere Unternehmen nicht überfordern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
PPWR: EU-Kommission veröffentlicht Leitlinien zu neuen Verpackungsvorschriften 
 
Die EU-Kommission präzisiert mit einem Leitfaden zur PPWR zentrale Begriffe und liefert praxisnahe FAQs. 
 
In dem von der EU-Kommission vorgelegten Leitfaden werden die Vorschriften, in denen die PPWR weiter 
ausgelegt werden muss, und die Bereiche, in denen Interessenträger Unterstützung beantragt haben, präzi-
siert. So wird beispielsweise klargestellt, wann ein Unternehmen als Produzent oder Hersteller gilt und welche 
Artikel als Verpackung im Sinne der PPWR gelten. 
 
Die begleitenden häufig gestellten Fragen (FAQs) befassen sich mit einer Vielzahl praktischer Fragen, die seit 
der Annahme der PPWR im vergangenen Jahr von Interessenträgern aufgeworfen wurden. Die EU-Kommis-
sion wird das FAQ-Dokument fortlaufend aktualisieren. Der Leitfaden und die häufig gestellten Fragen bieten 
zwar mehr Klarheit über die wichtigsten Bestimmungen der neuen Verpackungsvorschriften, ersetzen, ergän-
zen oder ändern jedoch nicht die Bestimmungen der PPWR. 
 
Nächste Schritte: Der Leitfaden der EU-Kommission wird vor seiner förmlichen Annahme in alle EU-Amtsspra-
chen übersetzt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
PPWR-Ausnahmeregelung für Palettenumhüllungen und Umreifungsbänder in Kraft getreten 
 
Der Delegierte Beschluss (EU) 2026/429 der EU-Kommission zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2025/40 
des EU-Parlaments und des Europäischen Rates durch die Ausnahme bestimmter Wirtschaftsakteure, die 
Palettenumhüllungen und Umreifungsbänder verwenden, wurde am 06. Mai 2026 im Amtsblatt der EU veröf-
fentlicht und trat am 25. Mai 2026 in Kraft. 
 
Im Kern geht es um die Palettenumhüllungen und Umreifungsbänder als Transportverpackungsformate, die 
unter die Wiederverwendungsziele gemäß Artikel 29 Absätze 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) 2025/40 fallen. 
In Artikel 29 Absatz 1 der genannten Verordnung wird für Wirtschaftsakteure, die in einem Kalenderjahr be-
stimmte Transportverpackungsformate verwenden, ein Wiederverwendungsziel von insgesamt 40 Prozent 
festgelegt, was bedeutet, dass die Wirtschaftsakteure ein verwendetes Format mit einer niedrigen Wiederver-
wendungsquote durch ein Format mit einer hohen Wiederverwendungsquote ausgleichen können. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier im Amtsblatt der EU. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH-Verordnung soll nicht geöffnet werden 
 
EU-Kommissarin Roswall kündigt Verzicht auf Gesetzesöffnung und Fokus auf Vereinfachung und Marktauf-
sicht an. 
 
In einem Austausch mit Mitgliedern des Umweltausschusses des Europäischen Parlaments am 27. April 2026 
hat EU-Kommissarin Jessika Roswall zentrale Leitlinien für die Weiterentwicklung der Chemikalienverordnung 
REACH vorgestellt. Nach intensiven Gesprächen mit zahlreichen Stakeholdern sei die EU-Kommission zu 
dem Schluss gekommen, die Verordnung vorerst nicht erneut zu öffnen. Stattdessen betonte Roswall die Be-
deutung von "Planbarkeit und Verlässlichkeit". 
 
Anstelle einer grundlegenden Revision will die EU-Kommission auf gezielte Vereinfachungen und Modernisie-
rungen setzen, die über das sogenannte Komitologieverfahren umgesetzt werden sollen. Damit kann die EU-
Kommission gemeinsam mit Vertretern der Mitgliedstaaten technische Anpassungen in den Anhängen der 
Verordnung vornehmen, ohne den gesamten Rechtsrahmen neu aufzurollen. 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Fpublications%2Fguidance-document-packaging-and-packaging-waste-regulation-ppwr_en&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169678088%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=%2BqUBjr8Y3VE0PpXFZyt2z4Nz4OmMZmaK0BZCwJeKgus%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Fpublications%2Ffaq-packaging-and-packaging-waste-regulation-ppwr_en&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169704338%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=tevgi4K9YCdnRLVaHq7cm0MAJ1Q%2BEo%2B1RCdtH0tXFVs%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenvironment.ec.europa.eu%2Ftopics%2Fwaste-and-recycling%2Fpackaging-waste_en&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169724167%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=rh6UPpEoY7V9K0xrwJ93riZirQXfeIdTvhPR1qCDZU8%3D&reserved=0
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202600429
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Zugleich kündigte Roswall Initiativen an, um bestehende Herausforderungen bei der Einhaltung der Vorschrif-
ten anzugehen. Besonders im Fokus stehen dabei unzureichende Kontrollen an den EU-Außengrenzen sowie 
eine Stärkung der Marktüberwachung innerhalb des Binnenmarktes. 
 
Der Text der Ansprache von EU-Kommissarin Roswall ist hier zu finden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH: Änderungen im Anhang XVII zu Verboten und Beschränkungen 
 
Am 11. Mai 2026 trat die jüngste Änderung des Anhangs XVII der REACH-Verordnung in Kraft. Mit der Ände-
rungs- Verordnung 2026/859 wird eine neue Ziffer 83 zu 2,4-Dinitrotoluol in Erzeugnissen eingeführt. 
 
Dieser Stoff ist seit längerem bereits in Anhang XIV (Zulassungspflicht) der REACH-Verordnung gelistet, wo-
bei kein Unternehmen in der EU seither eine Zulassung beantragt hat. Deshalb ist davon auszugehen, dass 
er in der EU nicht mehr hergestellt wird. Er kann jedoch in importierten Erzeugnissen enthalten sein, da diese 
nicht unter Anhang XIV fallen. Diese Regelungslücke will die EU nun durch die zusätzliche Aufnahme in An-
hang XVII schließen, wobei eine einjährige Übergangsfrist gewährt wird sowie Ausnahmeregelungen getroffen 
werden. 
 
Der Text des gesamten REACH-Anhangs XVII ist hier auf der Homepage der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA) zu finden. 
 
Vorausgegangene Änderungen des Anhangs XVII 

Ziffer 82 betrifft PFAS in Feuerlöschschäumen, siehe auf dieser Homepage hier. 
 
Beschränkung von DMAC und NEP 

Die Liste der Beschränkungen in Anhang XVII der REACH-Verordnung war zuvor mit der EU-Verordnung 
2025/1090 um zwei Einträge Nr. 80 und Nr. 81 erweitert worden. Sie schränken den Einsatz von N,N-Dime-
thylacetamid (DMAC) und 1-Ethylpyrrolidin-2-on (NEP) mittelfristig ein. 
 
Der hier im EU-Amtsblatt veröffentlichte Verordnungstext trat formal am 23. Juni 2025 in Kraft und wird nach 
einer 18-monatigen Übergangszeit ab 23. Dezember 2026 wirksam. Ab dort dürfen beide Stoffe nur noch in 
Verkehr gebracht werden, wenn die Hersteller bzw. Importeure bzw. nachgeschalteten Anwender bestimmte 
Arbeitsschutz-Vorkehrungen getroffen haben und neue Grenzwerte (DNEL, derived-no-effect-level) eingehal-
ten werden. 
 
DMAC und NEP werden nach Angaben der EU industriell und professionell als Lösungsmittel bei der Formu-
lierung von Gemischen verwendet, z. B. in Agrochemikalien, Arzneimitteln und Feinchemikalien. DMAC wird 
auch als Lösungsmittel in Beschichtungen verwendet, und in großem Umfang bei der Herstellung von Che-
miefasern und Folien sowie bei der Herstellung von Polyamidimid-Email (Lacken) für die Isolierung elektrischer 
Drähte. NEP wird in Reinigungsmitteln sowie als Binde- und Lösungsmittel angewendet. NEP wird auch bei 
Bohr- und Förderprozessen in Ölfeldern, in Funktionsflüssigkeiten, bei der Polymerverarbeitung, bei der Was-
seraufbereitung, als Hilfsstoff in Agrochemikalien sowie in Straßen- und Bauanwendungen eingesetzt. Beide 
Stoffe werden als Laborreagenzien verwendet. 
 
Nur für die Verwendung von DMAC für die Herstellung von Chemiefasern wird eine längere Übergangszeit bis 
23. Juni 2029 gewährt. 
 
Einschränkungen der Siloxane D4, D5 und D6 

Am 17. Mai 2024 wurde eine Änderung der europäischen REACH-Verordnung veröffentlicht: „Verordnung 
(EU) 2024/1328 vom 16. Mai 2024 zur Änderung des Anhangs XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) betreffend Octamethyl-
cyclotetrasiloxan (D4), Decamethylcyclopentasiloxan (D5) und Dodecamethylcyclohexasiloxan (D6)“. 
 
Mit dieser Änderungsverordnung wird im REACH-Anhang XVII der Eintrag 70 geändert, welcher bisher nur 
D4 und D5 in abwaschbaren kosmetischen Mitteln reglementierte. Neu wird D6 einbezogen und Spalte 2 des 
Eintrags auf sieben Absätze ausgeweitet, von denen der erste Absatz die Kernforderung wie folgt formuliert: 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_26_897
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202600859
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202600859
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/REACH/Verfahren/Beschraenkungsverfahren/Anhang-XVII-Beschraenkungen/Anhang-XVII-Beschraenkungen_node.html
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/chemikalien/aktuelle-informationen/pfas-beschraenkung-fuer-feuerloeschschaeume-veroeffentlicht-6762944
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202501090
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„1. Darf nicht in Verkehr gebracht werden: 
 

a) als Stoff, b) als Bestandteil anderer Stoffe oder c) in Gemischen in einer Konzentration von 0,1 Gew.-
% oder mehr des jeweiligen Stoffes nach dem 6. Juni 2026.“ 

 
Die weiteren Absätze enthalten eine Vielzahl an Sonderregelungen mit Ausnahmen oder längeren Übergangs-
fristen, z. B. für Textilreinigung, Medizinprodukte, Arzneimittel, bestimmte industrielle Verwendungen, Silikon-
polymere und Grenzwerte für Rückstände aus Silikonpolymere. 
 
Die Änderungsverordnung ist hier im EU-Amtsblatt abrufbar. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
PFAS-Beschränkungsverfahren geht in die nächste Runde 
 
Die wissenschaftlichen Gremien der EU-Chemikalienagentur (ECHA) sprechen sich für eine umfassende EU 
weite Regulierung von PFAS aus, kombiniert mit gezielten Ausnahmen, wo derzeit keine Alternativen beste-
hen. 
 
Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) hat einen weiteren Meilenstein im laufenden PFAS-Beschrän-
kungsverfahren erreicht. Der Ausschuss für Risikobewertung (RAC) hat seine Stellungnahme final verabschie-
det, während der Ausschuss für sozioökonomische Analyse (SEAC) derzeit einen Entwurf seiner Stellung-
nahme vorlegt. Beide Gremien unterstützen eine EU-weite Einschränkung der Herstellung, des Inverkehrbrin-
gens und der Verwendung von PFAS, sehen aber gezielte Ausnahmen als notwendig an, wenn Alternativen 
fehlen oder ein sofortiges Verbot unverhältnismäßige Nachteile verursachen würde. 
 
Der finale RAC-Beschluss bestätigt, dass PFAS wegen ihrer hohen Persistenz, weiten Umweltverbreitung 
und gesundheitlichen Risiken eine zunehmende Gefahr darstellen und bestehende Vorgaben nicht ausrei-
chen. Für vorübergehend weiter erlaubte Anwendungen empfiehlt RAC zusätzliche Vorgaben wie PFAS-Ma-
nagementpläne, Emissionsmonitoring, klare Lieferkettenkommunikation, Verbraucherkennzeichnungen und 
regelmäßige Emissionsberichte. 
 
Der SEAC-Entwurf hält fest, dass PFAS in vielen industriellen Anwendungen wichtig sind und eine EU-weit 
einheitliche Regulierung notwendig ist. SEAC unterstützt eine umfassende Beschränkung, sieht aber gezielte 
Ausnahmen als erforderlich an, wenn Alternativen fehlen oder ein sofortiges Verbot insgesamt mehr Nachteile 
hätte. Emissionsmindernde Maßnahmen bewertet der Ausschuss grundsätzlich positiv, kann deren Verhält-
nismäßigkeit jedoch derzeit noch nicht abschließend beurteilen. 
 
Bis Ende 2026 wird SEAC seine endgültige Stellungnahme verabschieden und dabei relevante Rückmeldun-
gen aus der Konsultation berücksichtigen. Anschließend übermittelt ECHA die beiden finalen Bewertungen an 
die Europäische Kommission, die darauf aufbauend einen konkreten Vorschlag für eine PFAS-Beschränkung 
entwickelt. Dieser wird anschließend im REACH-Ausschuss mit den Mitgliedstaaten abgestimmt und zur Ab-
stimmung gestellt. Damit rückt eine weitreichende Regulierung von PFAS in der EU immer näher. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Ethanol als Biozid 
 
Der Ausschuss für Biozidprodukte der ECHA hat die Genehmigung von Ethanol in mehreren Produktarten – 
darunter Hand- und Flächendesinfektionsmittel – empfohlen. Während die sichere Verwendung bestätigt 
wurde, bleibt die Frage möglicher CMR Eigenschaften vorerst ungeklärt. 
 
Der Ausschuss für Biozidprodukte (Biocidal Products Committee, BPC) der EU-Chemikalienagentur (ECHA) 
hat in seiner Februarsitzung einen wichtigen Zwischenschritt im Bewertungsverfahren für Ethanol erzielt. Das 
Gremium empfiehlt die Genehmigung des Wirkstoffs für die Produktarten PT 1 (Menschliche Hygiene), PT 2 
(Desinfektionsmittel und Algizide ohne direkten Kontakt zu Mensch oder Tier) sowie PT 4 (Lebens- und Fut-
termittelbereich). Damit bestätigt der BPC, dass Ethanol in diesen Anwendungen sicher eingesetzt werden 
kann. 
 
Zugleich verzichtete der Ausschuss auf eine abschließende Bewertung möglicher karzinogener oder repro-
duktionstoxischer Eigenschaften (CMR). Grund hierfür ist laut ECHA eine unzureichende Datenlage: Während 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202401328
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fecha.europa.eu%2F-%2Fecha-supports-pfas-restriction-with-targeted-derogations&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169749558%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=sISQoVwy0WzJ2uyYo6p%2Ffgf1FyMYkLdD1Y6BEnKTGNw%3D&reserved=0
https://echa.europa.eu/de/-/echa-s-biocides-committee-supports-approval-of-ethanol-in-disinfectants
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der orale Konsum von Alkohol gut untersucht ist, fehlen aussagekräftige Studien zur dermalen und inhalativen 
Exposition – also zu den für Biozidprodukte relevanten Aufnahmewegen. Zudem laufen derzeit neue Untersu-
chungen, deren Ergebnisse der Ausschuss als entscheidend für eine fundierte Einstufung ansieht. Um den 
regulatorischen Prozess nicht weiter zu verzögern, wurde vorerst keine neue Gefahreneinstufung vorgeschla-
gen. 
 
Mit dem nun verabschiedeten BPC-Beschluss geht das Verfahren in die nächste Phase: Die ECHA übermittelt 
die Stellungnahme an die EU-Kommission, die daraufhin einen Entwurf für eine Durchführungsverordnung 
ausarbeitet. Dieser wird anschließend den EU-Mitgliedstaaten zur Abstimmung vorgelegt. Bei Zustimmung 
wird die Entscheidung rechtsverbindlich. 
 
Parallel rückt das Verfahren zur harmonisierten Einstufung und Kennzeichnung nach der CLP-Verordnung in 
den Fokus. Dieses sieht eine unabhängige Risikobewertung von Ethanol durch den Ausschuss für Risikobe-
urteilung (RAC) vor. Ein entsprechendes Einstufungsdossier wird bis Ende des Jahres erwartet. Die harmoni-
sierte Einstufung von Ethanol wird maßgeblich bestimmen, welche rechtlichen Konsequenzen sich für die 
verschiedenen Anwendungsbereiche ergeben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Water Package im EU-Amtsblatt veröffentlicht: WRRL, GWRL und prioritäre Stoffe 
 
Am 20. April 2026 wurde das sogenannte Water Package im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Es umfasst Än-
derungen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), der Grundwasserrichtlinie (GWRL) sowie der Richtlinie über 
Umweltqualitätsnormen. 
 
Deutschland muss die Änderungen bis Dezember 2027 in nationales Recht umsetzen. 
 
Das Paket geht auf einen Kommissionsentwurf aus dem Jahr 2022 zum Null-Schadstoff-Ziel zurück. Es führt 
neue sogenannte Umweltqualitätsnormen für prioritäre Stoffe zur Beurteilung des chemischen Zustands von 
Gewässern ein. Neu aufgenommen werden in den dazu bestimmten Anhang I unter anderem Per- und Po-
lyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS), Pestizide, Medikamentenrückstände wie Diclofenac oder Ibuprofen sowie 
Bisphenol-A. Die Umweltqualitätsnormen müssen bis 2033 oder 2039 eingehalten werden. 
 
Angepasst wird auch das Verschlechterungsverbot im Artikel 4. Vorübergehende Verschlechterungen sowie 
die Verlagerung von Verschmutzung sollen künftig zulässig sein, sofern sich die Gesamtbelastung nicht ver-
schlechtert. 
 
Den vollständigen Text der Richtlinienänderung finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Online-Fragebogen zum Digitalen Produktpass (DPP) 
 
Zu beachten ist, dass noch keine detaillierten Anforderungen an den digitalen Produktpass für jede Produkt-
gruppe festgelegt worden sind. Aktuell werden nur die übergeordneten Grundsätze der Ökodesign-Verord-
nung für nachhaltige Produkte festgelegt. Sektorspezifische Anforderungen werden in künftigen delegierten 
Rechtsakten ausgearbeitet. Ab 2027 wird die erste DPP-Anwendung bei großen Batterien eingeführt. 
 
Ein digitaler Produktpass ist ein digitaler Datensatz, der wichtige Informationen über ein Produkt, das heißt 
seine "Identität" enthält. Er wird vom Hersteller, Einführer oder Händler oder von einem in ihrem Namen han-
delnden spezialisierten Dienstleister erstellt und online zur Verfügung gestellt. Digitale Produktpässe sind in 
erster Linie durch Scannen eines auf dem Produkt aufgedruckten QR-Codes (Quick-Response-Code) oder 
eines elektronischen Etiketts wie eines RFID-Tags (Funkfrequenzkennzeichnung) zugänglich. Sie sollen für 
größere Transparenz sorgen und Verbrauchern, Unternehmen und Behörden zuverlässige, maschinenlesbare 
Produktinformationen zur Verfügung stellen. 
 
Es gibt bereits freiwillige digitale Pässe, aber DPP werden in den kommenden Jahren für eine wachsende 
Zahl von Produktgruppen, die in der EU in Verkehr gebracht werden, verpflichtend. Je nach Sektor kann für 
jeden Artikel, jede Produktionscharge oder jedes Modell ein digitaler Produktpass erforderlich sein. Weitere 
Einzelheiten zu DPP finden Sie hier. 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202600805
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcircabc.europa.eu%2Fui%2Fgroup%2F418195ae-4919-45fa-a959-3b695c9aab28%2Flibrary%2F25c48e7c-9ce3-41cb-96ac-d2942a8a29d6%2Fdetails%3Fdownload%3Dtrue&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169811311%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=g4gv14FsCRxvTe%2B7gH7IEDPGoSSHGWgxZNWI7aT0dZM%3D&reserved=0
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Unternehmen, insbesondere KMUs, sind eingeladen, sich an der Umfrage zu beteiligen. Insbesondere aus 
den Sektoren: 

1. Textilien 

2. Elektronik 

3. Möbel 

4. Bauprodukte 

5. Batterien 

6. Maschinen, Werkzeuge und Geräte 

7. Spielzeug 

8. Eisen und Stahl 

9. Aluminium und Halbzeug daraus 
 
Link zur Befragung: EUSurvey. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Ökodesign: Drei neue öffentliche Konsultationen im Bereich Möbel und Stahl 
 
Aktuell laufen drei zentrale Konsultationen im Bereich Ökodesign: zwei im Möbelsektor und eine im Bereich 
Eisen und Stahl. Unternehmen und Stakeholder sind eingeladen, ihre Perspektiven einzubringen und zukünf-
tige EU-Anforderungen aktiv mitzugestalten.  
 
1. Konsultationen im Möbelsektor 

Im Rahmen der neuen Ökodesign-Verordnung für nachhaltige Produkte (ESPR) wurde eine erste Stakeholder-
Konsultation zu möglichen Ökodesign-Anforderungen für Möbel gestartet. Ziel ist es, fundierte technische, 
ökologische und sozioökonomische Erkenntnisse für die künftige Regulierung zu gewinnen. Die Konsultation 
ist Teil einer umfassenden Vorbereitungsstudie und Folgenabschätzung. Auch die Entwicklung eines Digitalen 
Produktpasses für Möbel soll durch die Konsultation unterstützt werden. 
 
Den Fragebogen finden Sie hier. Er soll innerhalb der Frist ausgefüllt an eco-furniture@trinomics.eu geschickt 
werden. Mehr Informationen zur Vorbereitungsstudie für den Möbelsektor können hier gefunden werden. 
 
Frist zur Teilnahme: 29. Juni 2026 
 
Parallel dazu läuft eine zweite Konsultation zur Überarbeitung der EU-Umweltzeichen-Kriterien (EU Ecolabel) 
für Möbel. Die Kriterien werden laut EU-Kommission unter Berücksichtigung von Gesetzen, Markt-entwicklun-
gen, technischen Normen und Umweltaspekten aus einer Lebenszyklusperspektive, Gesundheits- und Sicher-
heitsaspekten sowie sozialen Aspekten überarbeitet. 
 
Frist zur Teilnahme: 29. Juni 2026 
 
Zudem besteht die Möglichkeit, sich als Stakeholder zu registrieren, um über weitere Entwicklungen und Be-
teiligungsformate informiert zu werden. 
 
2. Konsultation im Stahlsektor 

Zusätzlich wurde eine Konsultation zur nachhaltigen Gestaltung von Stahl- und Eisenprodukten gestartet. 
Diese steht im Kontext des EU Clean Industrial Deal sowie des Aktionsplans für Stahl und Metalle. 
Im Fokus der Initiative stehen: 

• die Definition von kohlenstoffarmem Stahl, 

• die Entwicklung von Ökodesign-Anforderungen zur Förderung nachhaltiger und zirkulärer Produkte, 

• die Verbesserung der Transparenz hinsichtlich Nachhaltigkeit und Produktionsmethoden. 
 
Die Maßnahmen werden durch gesetzliche Initiativen wie den geplanten „Industrial Accelerator Act“ flankiert, 
der unter anderem Anforderungen an CO₂-arme Materialien in der öffentlichen Beschaffung vorsieht. 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Feusurvey%2Frunner%2F177f7d81-82f4-e4a5-20d6-a7ebdec32cfa&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7Ca96d4347251b467a658908de945a26c6%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639111312169828940%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=IwGH%2B8gv2EVy6Q%2Fu9PfC%2BmjHWM2ODL9VDmuEtlO%2BlWk%3D&reserved=0
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fespr-euecolabel-furniture.eu%2Fsites%2Fecodesignfurniture%2Ffiles%2Fdownloads%2Fespr_furniture_questions_markets_users_technologies_final260513.xlsx&wdOrigin=BROWSELINK
mailto:eco-furniture@trinomics.eu
https://espr-euecolabel-furniture.eu/preparatory-study
https://espr-euecolabel-furniture.eu/eu-ecolabel-criteria-revision
https://airtable.com/appl7771MLXuxoBUN/pagonEqr6cruy51F6/form
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/17672-Ecodesign-requirements-for-iron-and-steel-products_en
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Auch für Eisen und Stahl besteht die Möglichkeit, sich als Stakeholder zu registrieren, um über weitere Ent-
wicklungen informiert zu werden. 
 
Frist zur Teilnahme: 12. August 2026 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Wie die absoluten Einsparziele aus dem Energieeffizienzgesetz auf das Wirtschaftswachstum wirken 
 
Das Energieeffizienzgesetz (EnEfG) von 2023 schreibt starre Einsparziele für den Energieverbrauch in 
Deutschland fest – unabhängig von Klima- oder Effizienzaspekten. Nach aktuellem Stand sind sie nur durch 
einen drastischen Rückgang der Wirtschaftsleistung zu erreichen. 
 
Mit Inkrafttreten des Energieeffizienzgesetzes am 18. November 2023 hat sich Deutschland erstmalig ein ver-
bindliches nationales Endenergieeinsparziel gegeben. Maximal 1.867 Terawattstunden (TWh) Endenergie 
darf die Bundesrepublik im Jahr 2030 noch verbrauchen. 
 
Wirtschaftlich hochriskant 

Schon im Gesetzgebungsverfahren hatte die DIHK eindringlich darauf hingewiesen, dass ein solches Ziel 
europarechtlich nicht gefordert, vor allem aber wirtschaftlich hochriskant ist. Denn: Steigt die Energieeffizienz 
der deutschen Volkswirtschaft weiter wie im langjährigen Mittel, müsste das Bruttoinlandsinlandsprodukt (BIP) 
gegenüber dem heutigen Niveau für die Zielerreichung um knapp 9 Prozent schrumpfen. 
 
Anders als der Name vermuten lässt, regelt das Gesetz nämlich nicht die Energieeffizienz, sondern es deckelt 
den Energieverbrauch – und das unabhängig davon, ob es sich um klimaneutrale oder klimaschädliche Ener-
gie handelt. 
 
Doppelte Effizienz bringt Nullwachstum 

Von 2008 bis 2024 ist das BIP um 15 Prozent gestiegen, der Endenergieverbrauch um 13 Prozent gesunken. 
Die durchschnittliche Effizienzsteigerung der deutschen Volkswirtschaft lag bei 1,7 Prozent. Unter der An-
nahme, dass die Energieeffizienz in den kommenden Jahren mit der gleichen Geschwindigkeit zunimmt und 
der Energieverbrauch nach Maßgabe des Gesetzes beschränkt wird, würde das BIP gegenüber dem heutigen 
Niveau um knapp 9 Prozent schrumpfen. 
 
Um die gesetzlich normierten Energieverbrauchsziele einzuhalten und zumindest ein minimales Wachstum zu 
ermöglichen, müsste die jährliche Effizienzsteigerung in der deutschen Volkswirtschaft enorm zunehmen. Not-
wendig wäre ein Zuwachs von mindestens 3,3 Prozent pro Jahr. Gegenüber dem bisher Erreichten ist das 
eine Verdopplung. 
 
Art der Energieerzeugung bleibt unberücksichtigt 

Mit der anstehenden Novellierung des Energieeffizienzgesetzes wird wohl erneut die Chance vergeben, die 
wachstumsschädliche Zielfestlegung zu eliminieren. Aus der europäischen Energieeffizienzrichtlinie entsteht 
jedenfalls keine Verpflichtung, dass sich Deutschland gesetzlich normierte Energieeinsparziele setzt. 
 
Das Gesetz verkennt damit nicht nur den Zusammenhang von Energieverbrauch und Wirtschaftsleistung, son-
dern lässt auch die Art der Energieerzeugung (grün versus fossil) unberücksichtigt. Auch über simplen Verzicht 
(beispielsweise stillgelegte Produktionen) kann der Energieverbrauch gesenkt werden – ohne die volkswirt-
schaftliche Effizienz zu steigern, unter Umständen verschlechtert sie sich sogar. Umgekehrt kann höherer, 
aber flexibler Energieverbrauch einen Beitrag zur Stabilisierung eines immer volatileren, erneuerbaren Ener-
giesystem leisten, erhebliche Effizienzfortschritte generieren und Wohlstand sichern. 
 
Die DIHK-Stellungnahme zur Novellierung des Energieeffizienzgesetzes finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 

https://susproc.jrc.ec.europa.eu/product-bureau/product-groups/642/register
https://www.dihk.de/resource/blob/153072/d59f8e56b98683946599524565409402/dihk-stellungnahme-energieeffizienz-data.pdf
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Neue Website der Klimaschutz-Unternehmen 
 
Die neue Website des Verbands Klimaschutz-Unternehmen ist online. Erfahren Sie hier mehr über die Best 
Practices der Mitgliedsunternehmen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes und des Netzwerks. Klicken 
Sie sich durch und werden Sie gerne bei den Klimaschutz-Unternehmen aktiv, ob als Mitglied, Kooperations-
partner oder Multiplikator. Die Geschäftsstelle des Klimaschutz-Unternehmen e. V. freut sich über Feedback 
zum Online-Auftritt! 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Förderrichtlinie zum Industriestrompreis veröffentlicht 
 
Für die Jahre 2026 bis 2028 wird ein Industriestrompreis in Deutschland eingeführt. Die entsprechende Richt-
linie zur Förderung wurde jetzt veröffentlicht. Das Antragsverfahren beginnt Anfang 2027 rückwirkend für 
Stromverbräuche im Jahr 2026. 
 
Einführung des Industriestrompreises 

Die Bundesregierung hat die Einführung eines Industriestrompreises für die Jahre 2026 bis 2028 beschlossen. 
Ziel ist es, energieintensive Industrien zu entlasten und Investitionen in die Transformation zu unterstützen. 
Die entsprechende Richtlinie ist am 06. Mai 2026 in Kraft getreten. Das Antragsverfahren startet Anfang 2027 
und erfolgt rückwirkend für das Jahr 2026. Zuständige Vollzugsbehörde ist das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA). 
 
Förderungsbedingungen sowie Förderungshöhe 

Antragsberechtigt sind Produktionsstätten strom- und handelsintensiver Unternehmen der sogenannten 
KUEBLL-Liste. Die KUEBLL-Liste definiert Wirtschaftszweige, welche im Rahmen der Klima-, Umwelt- und 
Energiebeihilfeleitlinien unter Berücksichtigung spezifischer Bedingungen Subventionen erhalten können. 
Dazu zählen unter anderem Teile der Gummi- und Kunststoffverarbeitung, der chemischen Industrie, der 
Glas- und Keramikherstellung, der Papierindustrie, des Maschinenbaus sowie die Halbleiterfertigung. 
 
Die Entlastung beim Industriestrompreis beträgt bis zu 50 Prozent des Großhandelsstrompreises (Refe-
renz: 1-Jahres-Future) bei einer Preisuntergrenze von 5 ct/kWh und wird für 50 Prozent des Stromver-
brauchs der jeweiligen Produktionsstätte gewährt. Berücksichtigt werden sowohl Fremdbezug als auch Ei-
generzeugung sowie bestimmte indirekte Stromverbräuche (wie Wasser, Wärme, Dampf oder Druckluft). 
 
Voraussetzung ist, dass 50 Prozent der Beihilfe innerhalb von 48 Monaten in Dekarbonisierungsmaßnah-
men reinvestiert werden. Darunter zählt bspw. Der Ausbau erneuerbarer Energien, wie PV-Anlagen oder 
PPAs, die Verbesserung der Energieeffizienz oder die Modernisierung bestehender Anlagen und Infrastruktu-
ren. Der Beihilfebetrag kann sich um 10 Prozent erhöhen, wenn mindestens 80 Prozent dieser Investitionen 
zur Nachfrageflexibilität eingesetzt werden. Mindestens 75 Prozent des gewährten Flexibilitäts-Bonus müs-
sen jedoch anschließend wieder in Dekarbonisierungsmaßnahmen investiert werden. 
 
Förderungszeitraum sowie weitere Informationen 

Die Förderung ist auf Stromverbräuche in dem Zeitraum 2026 bis 2028 begrenzt. Weitere Informationen stellt 
das BAFA auf ihrer Internetseite bereit. 
 
Veranstaltungshinweis: Die VSE-Gruppe informiert im Rahmen eines Webinars am 23. Juni bzw. 02. Juli über 
die wichtigsten Inhalte der aktuellen Förderrichtlinie. Weitere Informationen hierzu siehe hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://newsletter.dihk.de/d?l00bzewy00brhwbid0000oey000000000sxcx60rmlil2bh7dnrboubq0000bw00b000000eklucvm
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bafa.de%2FDE%2FEnergie%2FIndurstriestrompreis%2Findustriestrompreis_node.html&data=05%7C02%7Chauck.jacqueline%40dihk.de%7C49001d225c7745c7b23708dec0688faf%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639159752639313505%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=gxJ5xp3u6Yz7gQOMJbr3P4AyXlOgniC5ePwzRg5%2BAC8%3D&reserved=0
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Neuer Förderaufruf zu CO2-Differenzverträgen 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) hat am 06. Mai 2026 den Förderaufruf zum Ge-
botsverfahren 2026 der CO2-Differenzverträge veröffentlicht. Der Aufruf richtet sich an präqualifizierte Unter-
nehmen der energieintensiven Industrie. Bis einschließlich 07. September 2026 können Förderanträge einge-
reicht werden. 
 
Mit dem Förderprogramm unterstützt das Ministerium Investitionen energieintensiver Industrieunternehmen in 
innovative, zukunftsweisende und CO2-arme Produktionsverfahren, insbesondere in den Branchen Chemie, 
Metalle, Zement, Kalk, Glas, Papier und Keramik. 
 
CO₂-Differenzverträge setzen gezielte Anreize für Unternehmen, ihre Produktionsprozesse marktwirtschaftlich 
und technologisch offen im Einklang mit europäischen und nationalen Klimazielen weiterzuentwickeln – und 
damit zugleich in die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunft des Industriestandorts Deutschland zu investieren. Im 
Bundeshaushalt sind bis zu fünf Milliarden Euro für die Gebotsrunde 2026 vorgesehen. 
 
Auf Basis von Feedback aus der Industrie und anderen Stakeholdern wurden die CO2-Differenzverträge seit 
der ersten Gebotsrunde im Jahr 2024 umfangreich überarbeitet. Die Architektur des Programms ist nun deut-
lich technologieoffener und flexibler ausgestaltet: 

• Die Anforderungen an die CO2-Emissionsminderung wurden angepasst: Nach vier Jahren müssen 
CO2-Emissionen um mindestens 50 Prozent gegenüber dem Referenzsystem reduziert sein (vormals 
60 Prozent nach drei Jahren), im letzten Jahr um mindestens 85 Prozent (vormals 90 Prozent). 

• CCU/S-Technologien sind zugelassen, wenn überwiegend Prozessemissionen oder schwer vermeid-
bare Emissionen vorliegen (insbesondere bei Anwendungen in den Sektoren Zement und Kalk sowie 
Steamcracker). Die Anforderungen mit Blick auf den Einsatz von Erdgas und anderen fossilen Brenn-
stoffen bei CCU/S-Vorhaben wurden überarbeitet. 

• Reine Industriedampfprojekte sind förderfähig; so können auch Vorhaben, die rein der Prozesswär-
meerzeugung dienen, bei der Dekarbonisierung unterstützt werden. 

• Eine neue Bestimmung, die einen Ausstieg vor dem operativen Beginn klar regelt, erhöht die Pla-
nungssicherheit insbesondere bei Vorhaben, die von kritischen externen Faktoren abhängen. 

• Darüber hinaus wurden mögliche Rückzahlungen begrenzt, die bei Differenzverträgen anfallen kön-
nen, wenn sich die Bedingungen besser entwickeln, als zum Zeitpunkt der Gebotsabgabe angenom-
men. Das verringert bilanzielle Risiken und erleichtert somit unternehmerische Entscheidungen. 

• Die Regelung zur Verschiebung des operativen Beginns ist flexibler gefasst, sodass Unternehmen 
ihre Vorhaben besser an infrastrukturelle Rahmenbedingungen anpassen können. 

 
Weitere Informationen zum Gebotsverfahren 2026 und zum Förderprogramm CO2-Differenzverträge finden 
Sie auf co2-differenzvertrage.info. Dort stehen auch sämtliche Dokumente zum Download zur Verfügung, die 
zum Einreichen eines Förderantrags benötigt werden. 
 
Update: Webinarreihe zum Gebotsverfahren 2026 

Seit dem 05. Mai 2026 läuft das Gebotsverfahren 2026 des Förderprogramms CO2-Differenzverträge. Vor 
diesem Hintergrund bietet das BMWE allen Interessierten im Rahmen einer Webinarreihe die Möglichkeit, sich 
über verschiedene Aspekte des Gebotsverfahrens 2026 zu informieren und Fragen zu stellen. 
 
Alle Webinare werden aufgezeichnet. Die Mitschnitte stehen zeitnah nach der Veranstaltung auf co2-diffe-
renzvertraege.info zur Verfügung. 
 
Quelle: BMWE 
 
 
Über "LIFE" grüne Projekte fördern lassen 
 
Seit 1992 fördert die EU über das Programm LIFE Aktivitäten in Umwelt-, Natur- und Klimaschutzes. Bislang 
wurden bereits über 6.000 Projekte ermöglicht. Eine Förderung ist für Unternehmen, öffentliche Einrichtungen 
und weitere Institutionen aus den EU-Mitgliedstaaten möglich, die umweltfreundliche und innovative Lösungen 
pilotieren beziehungsweise skalieren möchten. Ziel ist es, konkrete Maßnahmen zu fördern, die einen Mehr-
wert für die Umwelt erbringen. LIFE ist eine zentrale Brücke zwischen Forschung und Praxisumsetzung. 
 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Navigation/DE/Home/home.html
https://t75bf6b17.emailsys1a.net/c/297/8788298/1461/0/2663097/526/61669/6bf52ae2fd.html
https://t75bf6b17.emailsys1a.net/c/297/9176667/1461/0/2663097/448/63318/71dfb66639.html
https://t75bf6b17.emailsys1a.net/c/297/9176667/1461/0/2663097/448/63318/71dfb66639.html


IHK-Umweltinfo Juni 2026 27 
Zum Inhaltsverzeichnis

Ab 21. April 2026 ist eine Antragstellung für Projekte in insgesamt vier thematischen Teilprogrammen möglich: 
Naturschutz und Biodiversität, Kreislaufwirtschaft und Lebensqualität, Klimaschutz und Klimaanpassung sowie 
Energiewende und Energieeffizienz. Unternehmen und Organisationen, die Produkte, Verfahren und Dienst-
leistungen entlang dieser Förderschwerpunkte etablieren und  dabei die Umsetzung, Aktualisierung und Ent-
wicklung der europäischen Umweltpolitik begleiten wollen, sind herzlich eingeladen, ihre Ideen einzureichen. 
Über LIFE-Projekte fördert die EU die Transition zu einer sauberen, kreislauforientierten, energieeffizienten, 
CO2-armen und klimaresistenten Wirtschaft und Gesellschaft unterstützen. 
 
Weitere Informationen finden sich auf der Homepage der deutschen LIFE-Beratungsstelle. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Prozessenergie für Unternehmen – Möglichkeiten mit Holz 
 
Viele kleine und mittlere Unternehmen stehen aktuell massiv unter Druck wegen stark gestiegener Preise für 
Erdgas und andere fossile Energieträger. Für zahlreiche Betriebe wird daher die künftige Bereitstellung von 
Prozesswärme zu einer existenziellen Herausforderung. In der öffentlichen Diskussion stehen dabei vornehm-
lich Alternativen wie Strom oder Wasserstoff. Eine sofort verfügbare und wirtschaftlich interessante Lösung 
könnte andererseits die Nutzung von Biomasse bieten – insbesondere in Form von Holzhackschnitzeln und -
pellets. Moderne Biomassefeuerungen ermöglichen hiermit eine zuverlässige und effiziente Erzeugung ther-
mischer Energie und eignen sich besonders für industrielle Anwendungen im mittleren Temperaturbereich von 
200 bis 600 Grad. Damit decken sie einen Großteil der typischen Prozesswärmebedarfe von KMU ab – etwa 
in der Lebensmittelverarbeitung, der Pharmaindustrie, der Baustoffindustrie oder auch Reinigungen. 
 
Holz als Energieträger ist in vielen Regionen – insbesondere auch in der Großregion – ausreichend verfügbar, 
vergleichsweise preisstabil und technologisch ausgereift. Regionale Lieferketten bieten zudem den Vorteil ei-
ner Versorgungssicherheit mit klaren Ansprechpartnern. 
 
Am 25. Juni 2026 laden die IHK Saarland und das Institut für ZukunftsEnergie- und Stoffstromsysteme (IZES 
gGmbH) gemeinsam zur Veranstaltung „Prozessenergie für Unternehmen – Möglichkeiten mit Holz“ ein. 
 
Ziel ist es, dass saarländische und rheinland-pfälzische Unternehmen mit Prozesswärmebedarf Projekte von 
anderen Unternehmen kennenlernen, die den Weg hin zu einer Energieversorgung mit Holz gegangen sind. 
Auch Herausforderungen dieses Weges sollen klar angesprochen werden. In einer begleitenden Ausstellung 
bietet sich zudem die Möglichkeit, mit Projektieren ins Gespräch zu kommen und direkt Kontakte zu knüpfen. 
 
Termin: Donnerstag, 25. Juni 2026, 15:00 – 18:30 Uhr 
 
Veranstaltungsort: IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei, eine Anmeldung (hier) ist jedoch erforderlich. Im Anschluss 
an die Veranstaltung laden wir Sie zu einem kleinen Umtrunk und Imbiss ein. Wir freuen uns auf Ihr Kommen! 
 
Programm 

14:30 - 15:00 Uhr 
Ankommen und Besichtigung der Ausstellung 
 
15:00 - 16:30 Uhr 
Begrüßung und Vortragsblock 1: 

• „Holz in der Prozessenergie für Unternehmen – die Sicht der IHK-Organisation  
Dr. Uwe Rentmeister, IHK Saarland 

 

• „Die Sicht der Wissenschaft auf Holzenergie als Beitrag zur Defossilierung der Unternehmen“  
Bernhard Wern, IZES gGmbH 

 

https://life-deutschland.de/was-ist-life/
https://www.saarland.ihk.de/p/Prozessenergie_f%C3%BCr_Unternehmen__M%C3%B6glichkeiten_mit_Holz-15-19422.html
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• „Fördermöglichkeiten des Bundes und rechtliche Herausforderungen Nutzung von Holz für Prozes-
senergie“  
Malte Trumpa, Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 

 
16:30 - 17:00Uhr 
Kaffeepause und Besichtigung der Ausstellung 
 
17:00 - 17:40: Uhr 
Vortragsblock 2: 

• „Einsatzmöglichkeiten von Holzenergie für Unternehmen aus Sicht eines Anlagenprojektierers mit 
Praxisbeispielen“  
Thomas Schmidmeier, Schmidmeier NaturEnergie GmbH 

 

• „Einsatzmöglichkeiten von Holzenergie für Unternehmen aus Sicht eines Anlagenprojektierers mit 
Praxisbeispielen“  
Dino Mechenbier, Iqony GmbH 

 
17:40 - 18:40 Uhr 
Podiumsdiskussion mit: 

• Dino Mechenbier, Iqony GmbH 

• Thomas Schmidmeier, Schmidmeier NaturEnergie GmbH 

• Malte Trumpa, Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 

• Remondis SE & Co. KG (angefragt) 
 

Moderation: Bernhard Wern (IZES) 
 
Ab 18:45 Uhr 
Get-together mit persönlichem Austausch bei einem Imbiss 
 
Quelle: IHK Saarland 
 
 
Förderrichtlinie Industriestrompreis – Chancen, Voraussetzungen und Umsetzung in der Praxis 
 
Die aktuellen Entwicklungen rund um den Industriestrompreis bieten energieintensiven Unternehmen attrak-
tive Möglichkeiten zur Entlastung ihrer Energiekosten. Gleichzeitig stellen die Förderbedingungen und An-
tragsvoraussetzungen viele Unternehmen vor Fragen. 
 
Die VSE AG, energis GmbH und FAMIS GmbH haben dazu gemeinsam mit ihren Stadtwerkepartnern eine 
kostenfreie Online-Veranstaltung organisiert, zu der sie herzlich einladen. 
 
Im Rahmen des Webinars informieren Expertinnen und Experten der VSE-Gruppe über die wichtigsten Inhalte 
der aktuellen Förderrichtlinie und zeigen auf, wie Unternehmen von den vorgesehenen Entlastungen profitie-
ren können. Die Online-Veranstaltung wird inhaltlich identisch an zwei Terminen angeboten, um möglichst 
vielen Unternehmen eine Teilnahme zu ermöglichen. Nutzen Sie die Gelegenheit, sich kompakt und praxisnah 
über die neue Förderrichtlinie zu informieren und mögliche Förderpotenziale für Ihr Unternehmen zu identifi-
zieren. 
 
Folgende Themen erwarten Sie: 

• Wer ist beihilfeberechtigt? 

• Wie hoch fällt die Förderung aus? 

• Welche Fördervoraussetzungen müssen erfüllt werden? 

• Welche Anforderungen bestehen hinsichtlich Dekarbonisierung und Transformation? 

• Beispiele möglicher Dekarbonisierungsmaßnahmen aus der Praxis 
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Termin 1: 23.06.2026, 13:30 – 14:30 Uhr 

Termin 2: 02.07.2026, 10:00 – 11:00 Uhr 

Dauer: ca. 1 Stunde 

Ort: Online (Microsoft Teams) 

Teilnahme: kostenfrei, Anmeldung erforderlich 

Jetzt anmelden: https://www.vse.de/industriestrom 

 
Kontakt: 

Ralph Schmidt 
Dipl.-Ing. · Geschäftsführer 
FAMIS GmbH 
Preußenstraße 19 · 66111 Saarbrücken 
 Ralph.Schmidt@famis-gmbh.de  
www.famis-gmbh.de 
 +49 681 607-1050 
 
 
2. Circular Saar Kongress: Kreislaufwirtschaft als Standortstrategie am 16. September 2026 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
warum Nachhaltigkeitsfaktoren, Rohstoffsouveränität und verminderte Abhängigkeiten von globalen Lieferket-
ten zu einer zentralen Überlebensfrage für die Industrie geworden sind, erleben wir derzeit täglich neu. Die 
Transformation zur Kreislaufwirtschaft gewinnt dadurch massiv an Dynamik: Sie ist heute der entscheidende 
Hebel für resiliente sowie umweltverträgliche Wertschöpfungsketten und langfristige Wettbewerbsfähigkeit. 
 
Nach dem erfolgreichen Auftakt im letzten Jahr laden die IZES gGmbH und die Universität des Saarlandes 
herzlich zum 2. Circular Saar Kongress ein: 
 
Termin: 16. September 2026 von 09:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
Ort: Universität des Saarlandes, Saarbrücken 
Fokus: Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit durch Rohstoffsouveränität 
 
Freuen Sie sich auf ein Programm, das Wissenschaft und industrielle Praxis miteinander verzahnt. 

• Keynotes: Strategien zur Sicherung (kritischer) Rohstoffe durch zirkuläre Wertschöpfung 

• Science-4-Industry (S4I): Interaktive Themenräume zur Identifikation konkreter Kooperationsfelder 
(Ihre Brücke von der Spitzenforschung direkt in die Anwendung). 

• Industry-2-Industry (I2I): Best Practices direkt aus dem Markt. Lernen Sie von den Transformations-
Erfahrungen anderer Unternehmen. 

• Podiumsdiskussion: Chancen und Hürden der Kreislaufwirtschaft für den Industriestandort Saarland. 

• Exklusiver Austausch über globale Trends und die regionale Umsetzung (Europa / Großregion / Saar-
land). 

 
Wir freuen uns, dass wir den Kongress auch in diesem Jahr nochmals kostenlos anbieten können. 
 
Blocken Sie sich diesen Termin und sichern Sie sich Ihren Platz bereits heute durch eine Vorab-Registrierung 
unter: https://www.uni-saarland.de/forschen/circularsaar/circular-saar-kongress.html 
 
Das detaillierte Programm folgt in Kürze. Kontakt und weitere Informationen: 
 
Michaela Schlichter 
PR & Kommunikation 
 +49 681 844 972 73 
Mobil: +49 152 034 859 32 
 schlichter@izes.de 
www.izes.de 

https://www.vse.de/industriestrom
mailto:Ralph.Schmidt@famis-gmbh.de
http://www.famis-gmbh.de/
https://www.uni-saarland.de/forschen/circularsaar/circular-saar-kongress.html
mailto:schlichter@izes.de
http://www.izes.de/
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Dialogforum von UBi 2026: Biodiversität strategisch in Unternehmen verankern 
 
Wie lässt sich Biodiversität konkret in Unternehmensstrategien, Managementprozesse, Kommunikation und 
Kooperationen integrieren? Diese Frage steht im Mittelpunkt des Dialogforums von UBi 2026 am 17. Juni 2026 
im Allianz Forum Berlin. 
 
Die nationale Jahreskonferenz für Wirtschaft und Biodiversität bringt Unternehmen, Wirtschaftsverbände, In-
dustrie- und Handelskammern sowie Vertreter aus Politik, Wissenschaft und Naturschutz zusammen. Teilneh-
mende erwartet ein Programm mit politischem Impuls, interaktiver Podiumsdiskussion, Praxisbeispielen, Fach-
foren und Raum für Vernetzung. 
 
Im Fokus stehen unter anderem glaubwürdige Kommunikation, Standards und Rahmenwerke sowie regionale 
und sektorübergreifende Bündnisse für wirksamen Biodiversitätsschutz. 
 
Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist erforderlich. 
 
Weitere Informationen und Anmeldung: https://ubi.business-and-biodiversity.de/veranstaltungen/dialogforum. 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
Eine Übersicht der angebotenen Veranstaltungen finden Sie unter: https://www.klima-plattform.de/termine. 
 
Im Fokus für das Jahr 2026 stehen insbesondere: 

• eine sechsteilige Webinarreihe zur Circular Economy (Grundlagen & Deep Dives) sowie 

• ein Webinar zum Digitalen Produktpass (DPP). 
 
Die Webinare sind kostenfrei, bundesweit ausgerichtet und adressieren sich insbesondere an Unternehmen, 
die sich mit Ressourceneffizienz, Kreislaufwirtschaft und kommenden regulatorischen Anforderungen befas-
sen. 
 
Die Details und Anmeldung zu den Webinaren finden Sie hier. 
 
Bei Fragen erreichen Sie die Ansprechpartnerin Katharina Niedrig unter:  niedrig.katharina@dihk.de,  
(030) 20308 – 2307, |www.klima-plattform.de. 
 
 
Save the Date: 10 Jahre Exportinitiative Umweltschutz | 04.09.2026 in Berlin 
 
Die Exportinitiative Umweltschutz (EXI) des Bundesumweltministeriums feiert in diesem Jahr ihr zehnjähriges 
Bestehen. Dieses Jubiläum möchten wir gemeinsam mit Ihnen würdigen und gleichzeitig den Blick nach vorne 
richten. Am Freitag, dem 4. September 2026, gehen wir im Haus der Deutschen Wirtschaft deshalb der Frage 
nach: 
 
Wie kann sich der deutsche Mittelstand im Bereich Clean- und GreenTech angesichts steigenden Wettbe-
werbsdrucks weiterhin erfolgreich als Exporteur von Umwelt- und Klimaschutztechnologien positionieren? 
 
Seit mehr einem Jahrzehnt unterstützt die EXI deutsche Unternehmen dabei, internationale Märkte mit "Clean- 
und GreenTech Made in Germany" zu erschließen und so nachhaltige Lösungen weltweit voranzubringen. Ob 
Projektnehmende, Partnerinnen und Partner oder GreenTech-Interessierte, wir laden Sie herzlich ein zu: 
 
"10 Jahre Exportinitiative Umweltschutz – CleanTech Made in Germany als Wettbewerbsvorteil" 
 
Freitag, 4. September 2026, 9:00-15:00 Uhr (Konferenztag) 
 
Am Vorabend, Donnerstag, 3. September 2026, findet zudem ein lockeres Get-Together in Berlin statt. Der 
Veranstaltungsort wird noch bekannt gegeben. 

https://ubi.business-and-biodiversity.de/veranstaltungen/dialogforum
https://www.klima-plattform.de/termine
https://dihk.ihkdrop.cloud/s/M4gERsJAPSozs4s
mailto:niedrig.katharina@dihk.de
http://www.klima-plattform.de/
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Ort der Konferenz 

Haus der Deutschen Wirtschaft 
Breite Straße 29 
10178 Berlin 
 
Programmentwurf 

Konferenztag mit fachlichen Impulsen, Einblicken in Projekt-Highlights, Diskussionen zu aktuellen geopoliti-
schen Rahmenbedingungen und zukünftigen GreenTech-Märkten sowie zur Rolle der EXI. Als Gäste erwarten 
wir unter anderem den Bundesumweltminister Carsten Schneider sowie die Hauptgeschäftsführerin der 
DIHK, Dr. Helena Melnikov, (vorbehaltlich finaler Bestätigung). 
 
Die Veranstaltung wird von der ZUG gGmbH als Projektträgerin der Exportinitiative Umweltschutz sowie der 
EXI-Partnerorganisation DIHK Service GmbH im Auftrag des Bundesumweltministeriums ausgerichtet. Wir 
freuen uns darauf, Sie in Berlin begrüßen zu dürfen und gemeinsam 10 Jahre Exportinitiative Umweltschutz 
zu feiern! 
 
Die Anmeldung öffnet im Juni 2026. Weitere Informationen finden Sie auf der Veranstaltungsseite. 
 
Kontakt: 

Tanja Meurer 
Chambers for GreenTech 
DIHK Service GmbH 
 +49 30 20308-2254 
 meurer.tanja@dihk.de 
 
Die Exportinitiative Umweltschutz ist ein Förderprogramm des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN). Weitere Informationen unter: Exportinitiative | Exportinitiative 
Umweltschutz. 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung:https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2F319780.eu2.cleverreach.com%2Fc2%2FAVKTK5Q%2F319780-17038575%2F208e7123f5a6-2ddb3ae0b094-b3fdb1502fa8-44688b655752-43c16d2657c3-e7d2f9f0aefb-e1d4c0d44375-104917629f1c-e11ea48b1e6f-f29b95aadc3b-1f70feff%2F&data=05%7C02%7Cmeurer.tanja%40dihk.de%7Cafad912ee6d2443e3dc808dea46297ca%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C639128940924837280%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=9jbWUxNcRbvrm%2BiwX%2FmJ19105eUzPKefkxbMo0GxLjo%3D&reserved=0
mailto:meurer.tanja@dihk.de
https://www.exportinitiative-umweltschutz.de/exportinitiative/
https://www.exportinitiative-umweltschutz.de/exportinitiative/
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

